
Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 

Drucksache V/3186 

Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/5 - 52111 - 5763/68 

Bonn, den 26. Juli 1968 

An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes 

über Steuererleichterungen bei Änderung 

der Unternehmensform 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 14. Juni 1968 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ent-
wurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. Im 
übrigen erhebt er gegen den Entwurf keine Einwendungen. Der 
Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu dem Beschluß des 
Bundesrates ist der Anlage 3 zu entnehmen. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes über Steuererleichterungen 

bei Änderung der Unternehmensform 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER TEIL 

Steuerbegünstigte Umwandlung 

ERSTER ABSCHNITT 

Steuerbegünstigte Umwandlung 
von Kapitalgesellschaften 

ERSTER UNTERABSCHNITT 

Voraussetzungen 

§ 1 

Begriff 

Wird eine Kapitalgesellschaft nach den Vorschrif-
ten des Ersten Abschnitts des Gesetzes über die Um-
wandlung von Kapitalgesellschaften und bergrecht-
lichen Gewerkschaften vom 12. November 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 844), geändert durch § 39 des 
Einführungsgesetzes zum Aktiengesetz vom 6. Sep-
tember 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1185), umgewan-
delt, so gelten auf Antrag die Vorschriften der §§ 2 
bis 12. Der Antrag kann nicht auf einzelne dieser 
Vorschriften beschränkt werden. 

§ 2 

Umwandlungsstichtag 

Die bei der Anmeldung des Umwandlungsbe-
schlusses zur Eintragung in das Handelsregister ein-
zureichende Bilanz der Kapitalgesellschaft muß für 
einen Stichtag aufgestellt sein, der höchstens sechs 
Monate vor der Anmeldung liegt. 

ZWEITER UNTERABSCHNITT 

Umwandlung einer Kapitalgesellschaft 
durch Übertragung ihres Vermögens 

auf eine Personengesellschaft 

§ 3 

Steuerlicher Umwandlungszeitpunkt 

(1) Das Einkommen und das Vermögen der um-
gewandelten Kapitalgesellschaft sowie der Gesell-
schafter der übernehmenden Personengesellschaft 

sind so zu ermitteln, als ob das Vermögen der 
Kapitalgesellschaft mit Ablauf des Umwandlungs-
stichtages (§ 2) auf die Personengesellschaft über-
gegangen wäre und die Kapitalgesellschaft gleich-
zeitig aufgelöst worden wäre. Das gleiche gilt für 
die Ermittlung der Bemessungsgrundlagen bei der 
Gewerbesteuer. 

(2) Absatz 1 gilt hinsichtlich des Einkommens 
und des Gewerbeertrags nicht für Gewinnausschüt-
tungen der Kapitalgesellschaft, die nach dem Um-
wandlungsstichtag erfolgen. 

§ 4 

Wertansätze in der steuerlichen Umwandlungsbilanz 

Bei der Ermittlung des Gewinns der umgewan-
delten Kapitalgesellschaft ist das Betriebsvermögen 
mit dem Wert anzusetzen, der sich nach den steuer-
rechtlichen Vorschriften über die Gewinnermittlung 
ergibt (steuerliche Umwandlungsbilanz). § 15 Abs. 1 
des Körperschaftsteuergesetzes ist hierbei nicht an-
zuwenden, wenn sichergestellt ist, daß der bei An-
wendung dieser Vorschrift sich ergebende Gewinn 
bei den Gesellschaftern der übernehmenden Perso-
nengesellschaft später der Einkommensteuer oder 
der Körperschaftsteuer unterliegt. 

§ 5 

Wertansätze bei der übernehmenden 
Personengesellschaft 

(1) Die Personengesellschaft hat das auf sie über-
gegangene Betriebsvermögen (einschließlich der in 
§ 6 genannten Wirtschaftsgüter) mit dem in der 
steuerlichen Umwandlungsbilanz der umgewandel-
ten Kapitalgesellschaft enthaltenen Wert zu über-
nehmen. 

(2) Ist das in der steuerlichen Umwandlungsbilanz 
ausgewiesene Betriebsvermögen höher oder niedri-
ger als der Wert, mit dem die Anteile an der um-
gewandelten Kapitalgesellschaft nach den steuer-
rechtlichen Vorschriften über die Gewinnermittlung 
in einer Bilanz auf den Umwandlungsstichtag anzu-
setzen wären (Buchwert der Anteile), so bleibt der 
Unterschiedsbetrag bei der Ermittlung des Gewinns 
der übernehmenden Personengesellschaft unberück-
sichtigt. 

§ 6 

Gewinn aus der Vereinigung von Forderungen 
und Verbindlichkeiten 

(1) Erhöht sich der Gewinn der übernehmenden 
Personengesellschaft dadurch, daß die Umwandlung 
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zum Erlöschen von Forderungen und Verbindlich-
keiten zwischen der umgewandelten Kapitalgesell-
schaft und der übernehmenden Personengesellschaft 
oder zur Auflösung von Rückstellungen führt, so 
darf die Personengesellschaft insoweit eine den 
steuerlichen Gewinn mindernde Rücklage bilden. 

(2) Vorbehaltlich des Absatzes 3 ist die Rücklage 
in den auf ihre Bildung folgenden drei Wirtschafts-
jahren mit mindestens je einem Drittel gewinn-
erhöhend aufzulösen. 

(3) Ist die Rücklage auf Grund der Vereinigung 
einer Darlehensforderung im Sinn des § 7 c oder des 
§ 7 d des Einkommensteuergesetzes, des § 19 des 
Gesetzes zur Förderung der Wirtschaft von Berlin 
(West) in der Fassung vom 26. Juli 1962 (Bundes-
gesetzbl. I S. 492) oder des § 17 des gleichen 
Gesetzes in der Fassung vom 19. August 1964 (Bun-
desgesetzbl. I S. 674) mit der Darlehensschuld ge-
bildet worden, so ist die Rücklage abweichend von 
Absatz 2 in den auf ihre Bildung folgenden Wirt-
schaftsjahren mindestens in Höhe der Tilgungs-
beträge gewinnerhöhend aufzulösen, die ohne die 
Umwandlung nach dem Darlehensvertrag in dem 
jeweiligen Wirtschaftsjahr zu erbringen gewesen 
wären. Der aufzulösende Betrag darf 10 vom Hundert 
der Rücklage nicht unterschreiten. 

(4) Vereinigt sich eine Darlehensforderung im 
Sinn des § 7 c des Einkommensteuergesetzes infolge 
der Umwandlung mit der Darlehensschuld, so ist 
eine Nachversteuerung nach § 7 c Abs. 5 des Ein-
kommensteuergesetzes nicht durchzuführen. Ver-
einigt sich eine Darlehensforderung im Sinne der 
§§ 18 oder 19 des Gesetzes zur Förderung der Wirt-
schaft von Berlin (West) in der Fassung vom 26. Juli 
1962 oder der §§ 16 oder 17 des gleichen Gesetzes 
in der Fassung vom 19. August 1964 infolge der 
Umwandlung mit der Darlehensschuld, so wird die 
Steuerermäßigung hierdurch nicht berührt. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten sinngemäß, wenn 
eine Forderung der umgewandelten Kapitalgesell-
schaft gegen einen ihrer Gesellschafter auf die Per-
sonengesellschaft übergeht und dieser Gesellschafter 
im Zeitpunkt der Eintragung des Umwandlungs-
beschlusses in das Handelsregister an der Personen-
gesellschaft beteiligt ist. 

§ 7 

Sonstige Auswirkungen des Vermögensübergangs 
auf die Gewinnermittlung der übernehmenden 

Personengesellschaft 

(1) Die Gesellschafter der übernehmenden Perso-
nengesellschaft treten bezüglich der Absetzungen 
für Abnutzung, der erhöhten Absetzungen, der 
Sonderabschreibungen, der Inanspruchnahme von 
Bewertungsfreiheit sowie der Anwendung der Vor-
schriften des § 6 Abs. 1 Ziff. 2 Sätze 2 und 3 des 
Einkommensteuergesetzes in die Rechtsstellung der 
umgewandelten Kapitalgesellschaft ein. 

(2) Ist die Dauer der Zugehörigkeit eines Wirt-
schaftsguts zum Betriebsvermögen für die Besteue

-

rung bedeutsam, so ist der Zeitraum seiner Zuge-
hörigkeit zum Betriebsvermögen der umgewandel-
ten Kapitalgesellschaft der übernehmenden Perso-
nengesellschaft anzurechnen. 

§ 8 

Übernahmegewinn; Übernahmeverlust 

(1) Bei den Gesellschaftern der übernehmenden 
Personengesellschaft unterliegt der nach den Ab-
sätzen 2 und 3 zu ermittelnde Übernahmegewinn der 
Einkommensteuer oder der Körperschaftsteuer. Der 
Übernahmegewinn gehört zu den Einkünften im Sinn 
des § 2 Abs. 3 Ziff. 1, 2 oder 3 des Einkommensteuer-
gesetzes. 

(2)Übernahmegewinn oder Übernahmeverlust ist 
der Unterschiedsbetrag zwischen dem Buchwert der 
Anteile an der umgewandelten Kapitalgesellschaft 
(§ 5 Abs. 2) und dem auf die Personengesellschaft 
übergegangenen Betriebsvermögen der Kapitalge-
sellschaft, das sich bei Anwendung des § 15 Abs. 1 
des Körperschaftsteuergesetzes aus der Umwand-
lungsbilanz ergeben würde. 

(3) Die infolge der Anwendung des § 15 Abs. 1 
des Körperschaftsteuergesetzes anzunehmende Bela-
stung mit Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer 
bleibt bei der Ermittlung des Unterschiedsbetrags im 
Sinn des Absatzes 2 unberücksichtigt. Vermindert 
sich das Betriebsvermögen nach dem Umwandlungs-
stichtag durch Gewinnausschüttungen, so ist das um 
die Gewinnausschüttungen verminderte Betriebs-
vermögen anzusetzen. Eine auf die übernehmende 
Personengesellschaft übergegangene Vermögensab-
gabeschuld ist unbeschadet des § 211 des Lastenaus-
gleichsgesetzes mit ihrem Zeitwert als Betriebs-
schuld zu berücksichtigen. 

(4) Der Übernahmegewinn gilt als Gewinn aus 
der Veräußerung eines Teilbetriebes, soweit das 
übergegangene Betriebsvermögen der Kapitalgesell-
schaft im Sinn des Absatzes 2 die tatsächlichen 
Anschaffungskosten der Anteile übersteigt. Bei der 
Anwendung des § 34 Abs. 1 des Einkommensteuer-
gesetzes tritt an die Stelle der Hälfte des durch-
schnittlichen Steuersatzes ein Drittel dieses Steuer-
satzes. Unterliegt der Übernahmegewinn der Kör-
perschaftsteuer, so beträgt diese 16 vom Hundert 
des Einkommens, soweit der Übernahmegewinn nach 
Satz 1 als Gewinn aus der Veräußerung eines Teil-
betriebes gilt. 

(5) Ein Übernahmeverlust bleibt bei der Ermitt-
lung des Einkommens der Gesellschafter unberück-
sichtigt. 

(6) Die auf den Übernahmegewinn entfallende 
Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer kann in 
jährlichen Teilbeträgen entrichtet werden, soweit 
der Übernahmegewinn als Gewinn aus der Ver-
äußerung eines Teilbetriebes gilt. Der einzelne Teil-
betrag muß mindestens ein Fünftel dieser Steuer 
betragen. 
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§ 9  

Übernahmegewinn in Sonderfällen 

(1) Hat die übernehmende Personengesellschaft 
Anteile an der umgewandelten Kapitalgesellschaft 
nach dem Umwandlungsstichtag angeschafft oder 
findet sie einen Gesellschafter der Kapitalgesell-
schaft nach § 12 des Gesetzes über die Umwandlung 
von Kapitalgesellschaften und bergrechtlichen Ge-
werkschaften ab, so ist der Übernahmegewinn so zu 
ermitteln, als hätte die Personengesellschaft diese 
Anteile unmittelbar vor dem steuerlichen Umwand-
lungszeitpunkt (§ 3 Abs. 1) erworben. 

(2) In anderen Fällen, in denen Anteile am Um-
wandlungsstichtag nicht zum Betriebsvermögen der 
Personengesellschaft gehört haben, ist der Über-
nahmegewinn so zu ermitteln, als wären diese An-
teile unmittelbar vor dem steuerlichen Umwand-
lungszeitpunkt (§ 3 Abs. 1) in das Betriebsvermögen 
der Personengesellschaft eingelegt worden. Dabei 
sind die Anteile in den Fällen des § 6 Abs. 1 Ziff. 5 
Buchstabe a des Einkommensteuergesetzes stets mit 
dem Teilwert anzusetzen. Die Vorschriften der §§ 17 
Abs. 4 und 22 Ziff. 2 des Einkommensteuergesetzes 
sind nicht anzuwenden. 

§ 10 

Anwendung des § 6 b des Einkommensteuergesetzes 
auf Teile des Übernahmegewinns 

Der Teil des Übernahmegewinns, auf den § 8 
Abs. 4 nicht anzuwenden ist, gilt als bei der Ver-
äußerung der Anteile an der umgewandelten Kapi-
talgesellschaft entstandener Gewinn im Sinn des 
§ 6 b Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes. 

§ 11 

Gewerbesteuer 

(1) Die Vorschriften der §§ 4 bis 9 gelten auch 
für die Ermittlung des Gewerbeertrags. Dabei ist 
der Übernahmegewinn nur zu einem Drittel an-
zusetzen, soweit § 8 Abs. 4 auf ihn anzuwenden ist. 
Ist die Personengesellschaft erst mit der Umwand-
lung entstanden (§ 19 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Umwandlung von Kapitalgesellschaften und berg-
rechtlichen Gewerkschaften), so bleibt der Über-
nahmegewinn abweichend von Satz 2 außer Ansatz, 
soweit er auf Anteile an der umgewandelten Ka-
pitalgesellschaft entfällt, die im Zeitpunkt der Ein-
tragung des Umwandlungsbeschlusses in das Han-
delsregister zum Privatvermögen eines Gesell-
schafters der Personengesellschaft gehört haben. 

(2) Auf Pensionsverbindlichkeiten der umgewan-
delten Kapitalgesellschaft, die auf die Personen-
gesellschaft übergehen, finden die §§ 8 Ziff. 2 und 12 
Abs. 2 Ziff. 1 des Gewerbesteuergesetzes keine 
Anwendung. 

DRITTER UNTERABSCHNITT 

Sonstige steuerbegünstigte Umwandlungen 
von Kapitalgesellschaften 

§ 12 

Sinngemäße Anwendung der Vorschriften 
des Zweiten Unterabschnitts 

(1) Für die übrigen, im Zweiten Unterabschnitt 
nicht geregelten Fälle der Umwandlung von Kapital-
gesellschaften gelten vorbehaltlich des Absatzes 2 
die Vorschriften dieses Unterabschnitts sinngemäß. 
Ist die Übernehmerin eine unbeschränkt steuerpflich-
tige Kapitalgesellschaft im Sinn des § 1 Abs. 1 Ziff. 1 
des Körperschaftsteuergesetzes und ergibt sich bei 
ihr ein steuerpflichtiger Übernahmegewinn, der als 
Gewinn aus der Veräußerung eines Teilbetriebes 
gilt (§ 8 Abs. 4), so ist § 19 Abs. 3 Satz 2 des 
Körperschaftsteuergesetzes entsprechend anzuwen-
den. 

(2) Ist die Übernehmerin eine unbeschränkt 
steuerpflichtige Kapitalgesellschaft im Sinn des 
§ 1 Abs. I  Ziff. 1 des Körperschaftsteuergesetzes und 
ist sie an der umgewandelten Kapitalgesellschaft 
ununterbrochen seit mindestens zwölf Monaten vor 
der Eintragung des Umwandlungsbeschlusses in das 
Handelsregister mit mindestens einem Viertel un-
mittelbar beteiligt, so bleibt der Teil des Über-
nahmegewinns, der als Gewinn aus der Ver-
äußerung eines Teilbetriebes gilt (§ 8 Abs. 4), bei 
der Ermittlung des Einkommens und des Gewerbe-
ertrags insoweit außer Ansatz, als er auf diese Be-
teiligung entfällt. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Steuerbegünstigte Umwandlung 
bergrechtlicher Gewerkschaften 

§ 13 

Entsprechende Anwendung des Ersten Abschnitts 

Die Vorschriften des Ersten Abschnitts gelten 
sinngemäß für die Umwandlung einer bergrecht-
lichen Gewerkschaft. 

ZWEITER TEIL 

Steuerbegünstigte Verschmelzung 

§ 14 

Entsprechende Anwendungen von Vorschriften 
des Ersten Teils 

(1) Werden Kapitalgesellschaften im Sinn des § 1 
Abs. 1 Ziff. 1 des Körperschaftsteuergesetzes nach 
den Bestimmungen des Ersten Teils des Vierten 
Buches des Aktiengesetzes vom 6. September 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 1089) verschmolzen und be- 
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sitzt die übernehmende Kapitalgesellschaft Anteile 
an der übertragenden Kapitalgesellschaft, so gelten 
bei der Ermittlung des Einkommens, des Gewerbe-
ertrags und des Vermögens der Kapitalgesellschaft 
auf Antrag die §§ 3 bis 12 sinngemäß für den Teil 
des übergehenden Vermögens, der dem Anteil der 
übernehmenden Gesellschaft am Nennkapital der 
übertragenden Gesellschaft entspricht. 

(2) Die bei der Anmeldung der Verschmelzung 
einzureichende Bilanz der übertragenden Kapital-
gesellschaft muß für einen Stichtag aufgestellt wor-
den sein, der höchstens acht Monate vor der An-
meldung durch diese Gesellschaft liegt. 

DRITTER TEIL 

Steuerbegünstigte Einbringung eines Be

-

triebs, Teilbetriebs oder Mitunterneh

-
meranteils in eine Kapitalgesellschaft 
gegen Gewährung von Gesellschaftsan -

teilen 

§ 15 

Bewertung des eingebrachten Betriebsvermögens 
und der Gesellschaftsanteile 

(1) Wird ein Betrieb oder Teilbetrieb oder ein 
Mitunternehmeranteil in eine Kapitalgesellschaft 
(§ 1 Abs. 1 Ziff. 1 des Körperschaftsteuergesetzes) 
eingebracht und erhält der Einbringende dafür neue 
Anteile an der Gesellschaft (Sacheinlage), so gelten 
für die Bewertung des eingebrachten Betriebs-
vermögens und der neuen Gesellschaftanteile die 
Absätze 2 bis 4. 

(2) Die Kapitalgesellschaft darf das eingebrachte 
Betriebsvermögen mit seinem Buchwert oder mit 
einem höheren Wert ansetzen. Buchwert ist der 
Wert, mit dem der Einbringende das eingebrachte 
Betriebsvermögen im Zeitpunkt der Sacheinlage 
nach den steuerrechtlichen Vorschriften über die 
Gewinnermittlung anzusetzen hat. Übersteigen die 
Passivposten des eingebrachten Betriebsvermögens 
die Aktivposten, so hat die Kapitalgesellschaft das 
eingebrachte Betriebsvermögen mindestens so an-
zusetzen, daß sich die Aktivposten und die Passiv-
posten ausgleichen; dabei ist das Eigenkapital nicht 
zu berücksichtigen. Erhält der Einbringende neben 
den Gesellschaftsanteilen auch andere Wirtschafts-
güter, deren gemeiner Wert den Buchwert des ein-
gebrachten Betriebsvermögens übersteigt, so hat 
die Kapitalgesellschaft das eingebrachte Betriebs-
vermögen mindestens mit dem gemeinen Wert der 
anderen Wirtschaftsgüter anzusetzen. Bei dem An-
satz des eingebrachten Betriebsvermögens dürfen 
die Teilwerte der einzelnen Wirtschaftsgüter nicht 
überschritten werden. 

(3) Die Kapitalgesellschaft darf das eingebrachte 
Betriebsvermögen mit einem unter dem Teilwert 
liegenden Wert nur ansetzen, wenn der Einbrin

-

gende und die Kapitalgesellschaft unbeschränkt ein-
kommensteuerpflichtig oder unbeschränkt körper-
schaftsteuerpflichtig sind und das Besteuerungsrecht 
der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich der 
Gesellschaftsanteile nicht eingeschränkt ist. Satz 1 
gilt nicht hinsichtlich des Einbringenden, wenn die-
ser eine Körperschaft des öffentlichen Rechts ist oder 
eine Körperschaft, Personenvereinigung oder Ver-
mögensmasse, die nur steuerpflichtig ist, soweit sie 
einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb unterhält. 

(4) Der Wert, mit dem die Kapitalgesellschaft das 
eingebrachte Betriebsvermögen ansetzt, gilt für den 
Einbringenden als Veräußerungspreis im Sinne des 
§ 16 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes und als 
Anschaffungskosten der Gesellschaftsanteile. Soweit 
neben den Gesellschaftsanteilen auch andere Wirt-
schaftsgüter gewährt werden, ist deren gemeiner 
Wert bei der Bemessung der Anschaffungskosten 
der Gesellschaftsanteile von dem sich nach Satz 1 
ergebenden Wert abzuziehen. § 16 Abs. 4 und § 34 
des Einkommensteuergesetzes sind nur anzuwenden, 
wenn die Kapitalgesellschaft das eingebrachte Be-
triebsvermögen mit seinem Teilwert ansetzt. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für 
die Einbringung der Beteiligung an einer Kapital-
gesellschaft in eine andere Kapitalgesellschaft, wenn 
die Beteiligung das gesamte Nennkapital der Ge-
sellschaft oder alle Kuxe der bergrechtlichen Ge-
werkschaft umfaßt. 

§ 16 

Veräußerung der Gesellschaftsanteile 

(1) Werden Anteile an einer Kapitalgesellschaft 
veräußert, die der Veräußerer oder — bei unent-
geltlichem Erwerb der Anteile - der Rechts

-

vorgänger durch eine Sacheinlage (§ 15 Abs. 1) er-
worben hat, so gilt der Betrag, um den der Ver-
äußerungspreis nach Abzug der Veräußerungskosten 
die Anschaffungskosten (§ 15 Abs. 4) übersteigt, 
als Veräußerungsgewinn im Sinne des § 16 des Ein-
kommensteuergesetzes. § 16 Abs. 4 des Einkommen-
steuergesetzes ist mit der Maßgabe anzuwenden, 
daß sich der Freibetrag danach bemißt, ob die Sach-
einlage einen ganzen Betrieb, einen Teilbetrieb oder 
einen Anteil am Betriebsvermögen umfaßt hat; der 
sich hiernach ergebende Freibetrag ist im Verhält-
nis der veräußerten Anteile zu den gesamten durch 
Sacheinlage erworbenen Anteilen zu ermäßigen. Auf 
den Veräußerungsgewinn ist § 34 des Einkommen-
steuergesetzes anzuwenden, wenn der Veräußerer 
eine natürliche Person ist. Ist der Veräußerer eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts, so gilt der 
Veräußerungsgewinn als Gewinn aus einem Betrieb 
gewerblicher Art dieser Körperschaft. 

(2) Die Rechtsfolgen des Absatzes 1 gelten auch 
ohne Veräußerung der Anteile als eingetreten, wenn 

1. der Anteilseigner dies beantragt oder 

2. die unbeschränkte Einkommensteuerpflicht 
oder die unbeschränkte Körperschaft-
steuerpflicht des Anteilseigners entfällt 
oder 
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3. das Besteuerungsrecht der Bundesrepublik 
Deutschland hinsichtlich der Anteile ent-
fällt. 

Dabei tritt an die Stelle des Veräußerungspreises 
der Anteile ihr gemeiner Wert. 

(3) Ist der Veräußerer oder der Eigner von An-
teilen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 persönlich von 
der Körperschaftsteuer befreit, so gilt diese Steuer-
befreiung nicht für den Veräußerungsgewinn. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, 
wenn als Anschaffungskosten der Anteile der Teil-
wert des eingebrachten Betriebsvermögens maßge-
bend ist. 

§ 17 

Einlage der Gesellschaftsanteile in ein Betriebsver

-

mögen 

(1) Werden Anteile an einer Kapitalgesellschaft 
im Sinn des § 16 Abs. 1 in ein Betriebsvermögen ein-
gelegt, so sind sie mit ihren Anschaffungskosten 
(§ 15 Abs. 4) anzusetzen. Ist der Teilwert im Zeit-
punkt der Einlage niedriger, so ist dieser anzusetzen; 
der Unterschiedsbetrag zwischen den Anschaffungs-
kosten und dem niedrigeren Teilwert ist außerhalb 
der Bilanz vom Gewinn abzusetzen. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn als An-
schaffungskosten der Anteile der Teilwert des ein-
gebrachten Betriebsvermögens maßgebend ist. 

§ 18 

Sonstige Auswirkungen der Sacheinlagen 

(1) Setzt die Kapitalgesellschaft das eingebrachte 
Betriebsvermögen mit dem Buchwert (§ 15 Abs. 2 
Satz 2) an, so gilt § 7 sinngemäß. Setzt die Kapital-
gesellschaft das eingebrachte Betriebsvermögen mit 
einem über dem Buchwert aber unter dem Teilwert 
liegenden Wert an, so gilt § 7 sinngemäß mit der 
folgenden Maßgabe: 

1. Die Absetzungen für Abnutzung oder Sub-
stanzverringerung nach § 7 Abs. 1, 4, 5 
und 6 des Einkommensteuergesetzes sind 
vom Zeitpunkt der Einbringung an nach 
den Anschaffungs- oder Herstellungsko-
sten des Rechtsvorgängers, vermehrt um 
den Unterschiedsbetrag zwischen dem 
Buchwert der einzelnen Wirtschaftsgüter 
und dem Wert, mit dem die Kapitalgesell-
schaft die Wirtschaftsgüter ansetzt, zu be-
messen. 

2. Bei den Absetzungen für Abnutzung nach 
§ 7 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes 
tritt im Zeitpunkt der Einbringung an die 
Stelle des Buchwerts der einzelnen Wirt-
schaftsgüter der Wert, mit dem die Kapi-
talgesellschaft die Wirtschaftsgüter an-
setzt. 

§ 6 und § 11 Abs. 2 gelten sinngemäß. 

(2) Setzt die Kapitalgesellschaft das eingebrachte 
Betriebsvermögen mit dem Teilwert an, so gelten 
die eingebrachten Wirtschaftsgüter als im Zeitpunkt 
der Einbringung von der Kapitalgesellschaft zum 
Teilwert angeschafft. 

VIERTER TEIL 

Umsatzsteuer 

§ 19 

Umsatzsteuer 

§ 30 des Umsatzsteuergesetzes (Mehrwertsteuer) 
ist nicht anzuwenden, wenn es sich um Wirtschafts-
güter handelt, die der Unternehmer erworben hat 

1. bei einer Umwandlung nach dem Gesetz über 
die Umwandlung von Kapitalgesellschaften 
und bergrechtlichen Gewerkschaften, einer 
Verschmelzung oder einer Einbringung eines 
Betriebs oder Teilbetriebs in eine Kapital-
gesellschaft; 

2. bei einem Zusammenschluß von Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechts, deren Betriebe 
gewerblicher Art (§ 1 Abs. 1 Ziff. 6 des Kör-
perschaftsteuergesetzes) miteinander vereinigt 
werden. 

FÜNFTER TEIL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 20 

Vorübergehender Verzicht auf die Besteuerung des 
Übernahmegewinns 

(1) Wird die Umwandlung (§§ 1, 13) oder die Ver-
schmelzung (§ 14) in der Zeit vom Inkrafttreten 
dieses Gesetzes bis zum 31. Dezember 1971 be-
schlossen, so bleibt ein nach den Vorschriften des 
Ersten oder Zweiten Teils zu besteuernder Über-
nahmegewinn bei der Ermittlung des Einkommens 
und des Gewerbeertrags außer Ansatz, soweit er 
nach § 8 Abs. 4 als Gewinn aus der Veräußerung 
eines Teilbetriebes gilt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht bei der Umwandlung einer 
Kapitalgesellschaft durch Übertragung ihres Ver-
mögens auf eine Personengesellschaft oder einen 
Einzelkaufmann, sofern die Kapitalgesellschaft der 
Mitbestimmung nach dem 

a) Gesetz über die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und 
Vorständen der Unternehmen des Berg-
baus und der Eisen und Stahl erzeugenden 
Industrie vom 21. Mai 1951 (Bundes-
gesetzbl. I S. 347) 
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b) Mitbestimmungsergänzungsgesetz vom 
7. August 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 707) 
oder 

c) Fünften Abschnitt im Vierten Teil des 
Betriebsverfassungsgesetzes vom 11. Ok-
tober 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 681) 

unterliegt. 

§ 21 

Gesellschaftsteuer 

Bei Rechtsvorgängen im Sinne des § 2 Nr. 1 des 
Kapitalverkehrsteuergesetzes in der Fassung vom 
24. .Juli 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 530), zuletzt ge-
ändert durch das Gesetz zur Änderung des Einkom-
mensteuergesetzes, des Körperschaftsteuergesetzes 
und des Kapitalverkehrsteuergesetzes vom 25. März 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 147), beträgt die Gesell-
schaftsteuer abweichend von § 9 Abs. 1 des Kapital-
verkehrsteuergesetzes 1,5 vom Hundert,  wenn und 
soweit als Gegenleistung für den Erwerb der Gesell -

schaftsrechte das Vermögen eines Unternehmens als 
Ganzes, ein Betrieb, ein Teilbetrieb oder ein Mit-
unternehmeranteil auf die Kapitalgesellschaft über-
tragen wird. Voraussetzung ist, daß das übertra-
gende Unternehmen am 1. Januar 1968 bestanden 
hat und der die Steuerpflicht begründende Rechts-
vorgang bis zum 31. Dezember 1971 zur Eintragung 
in das Handelsregister angemeldet ist. 

§ 22 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 23 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Die Zielsetzung des Entwurfs 

Die Entwicklungsbedingungen der modernen Wirt-
schaft haben sich in den letzten Jahren in steigen-
dem Maße geändert. Der technische Fortschritt, die 
zunehmende europäische Integration und eine wach-
sende weltwirtschaftliche Verflechtung sowie 
schnelle Änderungen im Verhalten der Konsumen-
ten stellen die Unternehmer vor die Notwendigkeit, 
sich den neuen Marktbedingungen dynamisch anzu-
passen. Die Strukturwandlungen vollziehen sich 
permanent. Die durch Entwicklung neuer Technolo-
gien und durch Veränderung von Angebot und 
Nachfrage bedingten Wettbewerbsverhältnisse, ins-
besondere auf den internationalen Märkten, erfor-
dern erhebliche Anpassungsbemühungen. Vom Un-
ternehmer, der die Wettbewerbs- und Leistungs-
fähigkeit seines Unternehmens erhalten oder sogar 
verbessern will, wird daher ein beachtliches Maß an 
Beweglichkeit und Anpassungsfähigkeit verlangt. 

Grundsätzlich ist es Aufgabe der Unternehmer, die 
erforderlichen Strukturanpassungen in eigener Ver-
antwortung vorzunehmen. Der Staat sollte jedoch 
im Rahmen seiner Möglichkeiten dazu beitragen, 
daß sich dieser Anpassungsprozeß möglichst rei-
bungslos vollzieht. 

Neben vielen betriebswirtschaftlichen Maßnahmen 
kommt im Bereich der Unternehmensorganisation 
auch der Rechtsform und der Unternehmensgröße 
eine beachtliche Bedeutung zu; sie müssen den je-
weiligen Wettbewerbsverhältnissen entsprechen. So 
haben Unternehmen nicht selten noch eine Organi-
sationsform, die den für sie geltenden Bedingungen 
des wirtschaftlichen Wettbewerbs nicht mehr ent-
spricht. Hier gilt es, die betriebswirtschaftlich und 
rechtlich passende Unternehmensform zu finden 
und die früher einmal gewählte, durch die verän-
derten Verhältnisse überholte Rechtsform zu än-
dern, um so die Leistungsfähigkeit in höchst mög-
lichem Maße zu steigern. Auch verlangt der Markt 
in den „modernen" Industrien, aber auch in anderen 
Wirtschaftsbereichen häufig Betriebs- und Unter-
nehmensgrößen, wie sie in der Bundesrepublik bis-
her noch nicht immer erreicht sind; er fordert daher 
den Zusammenschluß von Unternehmen zu größe-
ren Wirtschaftseinheiten, die dem Wettbewerb wirk-
samer und funktionsgerechter begegnen können. 
Leistungsfähige Unternehmen aber erhöhen die 
Wachstumschancen des ganzen Wirtschaftszweiges. 

Es kann daher vom betrieblichen Standpunkt nütz

-

lich und damit geboten sein, Betriebe, Teilbetriebe 

oder Mitunternehmeranteile in eine Kapitalgesell-
schaft einzubringen, sowie Kapitalgesellschaften auf 
andere Kapitalgesellschaften umzuwandeln oder zu 
verschmelzen. In Einzelfällen können, insbesondere 
dann, wenn es darum geht, die Folgen besonderer 
Entwicklungen zu korrigieren, auch Umwandlungen 
von Kapitalgesellschaften in Personalunternehmen 
strukturpolitisch sinnvoll sein. Die Bundesregierung 
ist der Ansicht, daß diese Maßnahmen durch steuer-
rechtliche Bestimmungen weder erschwert noch gar 
verhindert werden sollten. 

In den zurückliegenden Jahren sind bereits mehrfach 
Steuererleichterungen für strukturpolitisch er-
wünschte Anpassungsvorgänge im Unternehmens-
bereich geschaffen worden. So eröffnete zur Erleich-
terung der strukturellen Anpassung bei der Kohle 
das Rationalisierungsverbandsgesetz die Möglich-
keit, Gewinne aus der Veräußerung von Bergbau-
vermögen in unmittelbarem Zusammenhang mit 
Stillegungen oder mit bestimmten Rationalisierungs-
maßnahmen steuerfrei auf Neuinvestitionen zu über-
tragen. Auch in der Mühlenindustrie wurde die Be-
reinigung struktureller Probleme durch einzelne 
steuerliche Maßnahmen erleichtert. Wie sich aber 
gezeigt hat, beschränkt sich die Notwendigkeit zur 
strukturellen Anpassung nicht nur auf einzelne 
Wirtschaftsbereiche. Der Gesetzgeber hat daher be-
reits mit der Einführung des § 6 b Einkommensteuer-
gesetz durch das Steueränderungsgesetz 1964 der 
gesamten Wirtschaft die Möglichkeit eröffnet, Ver-
äußerungsgewinne unter bestimmten Voraussetzun-
gen steuerfrei auf Neuinvestitionen zu übertragen. 
Dadurch wurde die Rationalisierung und Struktur-
anpassung schon in vielen Fällen erleichtert. Im 
Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung und Ge-
sundung des deutschen Steinkohlenbergbaus und 
der deutschen Steinkohlenbergbaugebiete (Druck-
sache V/2078) ist ebenfalls aus strukturpolitischen 
Gründen vorgesehen, die Übertragung von Gewin-
nen aus der Veräußerung von Bergbauvermögen zu 
begünstigen. Außerdem sollen auch Umwandlungen 
steuerlich erleichtert werden. 

Nach Ansicht der Bundesregierung ist es nunmehr 
notwendig, den Wechsel von Unternehrnensformen 
und den Zusammenschluß von Unternehmen ganz 
allgemein, d. h. ohne Beschränkung auf einzelne 
Wirtschaftsbereiche, steuerlich zu erleichtern. Das 
gilt um so mehr, als in anderen EWG-Mitgliedstaa-
ten entsprechende Erleichterungen bereits bestehen. 

Diesem Ziel dient der vorliegende Gesetzentwurf. 

II. Inhalt des Entwurfs 

Der Gesetzentwurf sieht Steuererleichterungen vor 
allem für Umwandlungen von Kapitalgesellschaften 
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nach den Vorschriften des handelsrechtlichen Um-
wandlungsgesetzes, für Verschmelzungen von Ka-
pitalgesellschaften sowie für die Einbringung von 
Betrieben, Teilbetrieben oder Mitunternehmeran-
teilen in eine Kapitalgesellschaft gegen Gewährung 
von Gesellschaftsrechten vor. 

Der Entwurf reicht damit hinsichtlich seiner Bedeu-
tung weit über das Umwandlungssteuergesetz vorn 
11. Oktober 1957 hinaus. Während die damalige 
steuerliche Sonderregelung allein die Umwandlung 
begünstigte, womit in erster Linie für Gesellschafts-
gründungen aus der Zeit der rechtlich wie wirt-
schaftlich ungewöhnlichen Verhältnisse der ersten 
Nachkriegsjahre der Übergang zu einer anderen für 
die betreffenden Unternehmen angemesseneren 
Rechtsform ermöglicht werden sollte, läßt der für 
viele Bereiche unserer Wirtschaft bestehende Zwang 
zur Strukturanpassung heute eine umfassendere 
Regelung als geboten erscheinen. Außer für die 
Umwandlung besteht auch für die Verschmelzung 
von Kapitalgesellschaften auf Grund der bereits ein-
getretenen oder sich abzeichnenden strukturellen 
Entwicklung in zahlreichen Fällen ein volkswirt-
schaftlich anzuerkennendes Bedürfnis. Nicht zuletzt 
muß es aber den Unternehmen auch ermöglicht wer-
den, eine den veränderten Verhältnissen entspre-
chende und vor allem im Gemeinsamen Markt ge-
eignete Unternehmensform zu wählen, das heißt, es 
müssen auch für die Überführung von Personen-
unternehmen in die Rechtsform der Kapitalgesell-
schaft steuerliche Erleichterungen geschaffen wer-
den. 

Der Entwurf sieht Erleichterungen bei der Körper-
schaftsteuer, der Einkommensteuer, der Gewerbe-
steuer, der Umsatzsteuer und der Gesellschaftsteuer 
vor. Obwohl die Grunderwerbsteuer unbestritten 
eines der wesentlichen Hindernisse für Änderungen 
der Unternehmensform bildet, konnten Steuer-
erleichterungen für diesen Bereich nicht in den 
Entwurf aufgenommen werden, weil dem Bund 
nach Artikel 105 des Grundgesetzes hierfür die 
Gesetzgebungskompetenz fehlt. In der Erkenntnis, 
daß das gesetzgeberische Ziel, das mit diesem Ent-
wurf verbunden ist, jedoch nur erreicht werden 
kann, wenn auch auf dem Gebiet der Grunderwerb-
steuer weitestreichende Erleichterungen geschaffen 
werden, legt die Bundesregierung diesen Entwurf in 
der Erwartung vor, daß die Länder die entsprechen-
den erforderlichen Maßnahmen beschließen werden. 
In dieser Erwartung sieht sie sich dadurch bestärkt, 
daß die Finanzminister (Finanzsenatoren) der Län-
der sich bereits für einen zeitweiligen völligen Ver-
zicht auf die Grunderwerbsteuer ausgesprochen 
haben. 

Von dem Umwandlungssteuergesetz aus dem Jahre 
1957 unterscheidet sich der Entwurf auch dadurch, 
daß die in ihm enthaltenen ertragsteuerlichen Vor-
schriften als Dauerlösung gelten sollen. Die Bun-
desregierung ist der Auffassung, daß die bei Um

-

wandlungs-, Verschmelzungs- und Einbringungs-
vorgängen auftretenden ertragsteuerlichen Proble-
me in einem solchen Maße geklärt sind, daß schon 
jetzt eine unbefristete Regelung getroffen werden 
kann. 

Was nun das Ausmaß der vorgesehenen Steuer-
erleichterungen betrifft, so setzt deren zutreffende 
Würdigung voraus, daß man sich die steuerliche 
Behandlung der hier in Betracht kommenden Vor-
gänge nach geltendem Steuerrecht vergegenwärtigt. 
Überträgt zum Beispiel eine Kapitalgesellschaft ihr 
Vermögen im Wege der Umwandlung auf ihren 
Gesellschafter, so löst dieser Vorgang bei der über-
tragenden Kapitalgesellschaft die Auflösung der in 
dem übertragenden Vermögen steckenden stillen 
Reserven aus. Der hieraus resultierende Gewinn 
(Übertragungsgewinn) ist sofort der Körperschaft-
steuer zu unterwerfen. Die Übertragung des Ver-
mögens zu den Teilwerten führt aber auch beim 
Gesellschafter zu einem einkommensteuer- oder 
körperschaftsteuerpflichtigen Gewinn (Übernahme-
gewinn), und zwar in Höhe des Unterschiedsbetrags 
zwischen dem Teilwert des übernommenen Vermö-
gens und dem Buchwert der durch die Umwandlung 
untergehenden Beteiligung an der umgewandelten 
Kapitalgesellschaft. Diese steuerliche Behandlung 
ist nichts anderes als der Ausdruck des unsere Ein-
kommen- und Ertragsbesteuerung beherrschenden 
Prinzips der Doppelbelastung, wonach der von einer 
Kapitalgesellschaft erzielte Gewinn nicht nur bei ihr 
selbst der Körperschaftsteuer unterliegt, sondern 
auch noch ein zweites Mal der Besteuerung unter-
worfen wird, nämlich dann, wenn dieser Gewinn 
an die Gesellschafter der Kapitalgesellschaft aus-
gekehrt wird. Die Bundesregierung ist der Auffas-
sung, daß solange diese Grundentscheidung des 
Gesetzgebers allgemein gilt, auch jedes System von 
Steuererleichterungen für die hier interessierenden 
Vorgänge von der Gültigkeit des Grundsatzes aus-
gehen muß. Unter Beachtung dieser sich aus unse-
rem geltenden Steuerrecht ergebenden Grenzen 
sieht der Entwurf für Umwandlungen und Ver-
schmelzungen die folgenden ertragsteuerlichen Er-
leichterungen vor: Verzicht auf die sofortige Be-
steuerung des normalerweise zu ermittelnden Über-
tragungsgewinns und die Ermäßigung der auf den 
Übernahmegewinn entfallenden Steuerbelastung auf 
ein Drittel. Sind bei der Übernehmerin hinsichtlich 
der Beteiligung an der umgewandelten Kapital-
gesellschaft die Voraussetzungen des Schachtelpri-
vilegs erfüllt, soll der Übernahmegewinn überhaupt 
außer Ansatz bleiben. Für eine Übergangszeit soll 
auf die Besteuerung des Übernahmegewinns ganz 
allgemein, insbesondere bei der Umwandlung klei-
nerer Kapitalgesellschaften, d. h. auch dann ver-
zichtet werden, wenn die Voraussetzungen des 
Schachtelprivilegs nicht gegeben sind (vgl. § 20). 
Die Bundesregierung will mit dieser Regelung 
steuerfreie Umwandlungen vor allem in den Fällen 
ermöglichen, in denen seinerzeit im Hinblick auf die 
relativ hohe einkommensteuerliche Belastung die 
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Rechtsform der Kapitalgesellschaft gewählt worden 
war und während der Geltung des Umwandlungs-
steuergesetzes 1957 eine Umwandlung nicht durch-
geführt worden ist. 

Die Einbringung von Betrieben, Teilbetrieben und 
Mitunternehmeranteilen in eine Kapitalgesellschaft 
gegen Gewährung von Gesellschaftsrechten hat 
schon bisher nach den von der Rechtsprechung ent-
wickelten Grundsätzen in der Regel nicht zu einer 
Aufdeckung der in den übertragenen Vermögen 
steckenden stillen  Reserven  geführt. Mit dem Drit-
ten Teil des Entwurfs soll für diese Handhabung 
eine klare gesetzliche Grundlage geschaffen wer-
den. Hierbei wird die steuerneutrale Einbringung 
abweichend von der bisherigen Übung nicht mehr 
davon abhängig gemacht, daß der Einbringende an 
der Kapitalgesellschaft wesentlich beteiligt wird. 

Die vorgesehenen Steuererleichterungen auf dem 
Gebiet der Umsatzsteuer bestehen darin, daß für die 
im einzelnen bezeichneten Vorgänge § 30 UStG 
außer Hebung gesetzt wird. 

Bei der Gesellschaftsteuer schließlich soll der Steuer-
satz für eine Übergangszeit von 2,5 auf 1,5 v. H. 
ermäßigt werden. 

III. Haushaltsmäßige Auswirkungen 

Die haushaltsmäßigen Auswirkungen lassen sich 
nur schwer abschätzen, da nicht zu übersehen ist, 
in welchem Umfange von den im Gesetzentwurf vor-
gesehenen Steuererleichterungen Gebrauch gemacht 
wird. Grundsätzlich kann davon ausgegangen wer-
den, daß ohne diese steuerlichen Erleichterungen 
Umwandlungen größeren Umfanges unterbleiben 
würden. Infolgedessen entstehen durch den Gesetz-
entwurf keine eigentlichen Steuerausfälle. Vielmehr 
können sich ab 1972 durch die dann vorgesehene 
Besteuerung von Übernahmegewinnen mit ermäßig-
ten Steuersätzen geringfügige Mehreinnahmen bei 
den Steuern vom Einkommen und Ertrag ergeben. 

B. Im einzelnen 

ERSTER TEIL 

Steuerbegünstigte Umwandlung 

Vor § 1 

Der erste Teil des Gesetzentwurfs, der die Umwand-
lung von Kapitalgesellschaften und bergrechtlichen 
Gewerkschaften betrifft, bezeichnet in den §§ 1 und 2 
die Voraussetzungen, unter denen bei den Steuern 
vom Einkommen und vom Ertrag Steuererleichterun-
gen gewährt werden sollen. Diese Voraussetzungen 
gelten für sämtliche Umwandlungen. In den folgen-
den §§ 3 bis 11  wird ais Modellfall die Umwandlung 
einer Kapitalgesellschaft auf eine Personengesell-
schaft behandelt. Für die übrigen Fälle der Umwand-
lung einer Kapitalgesellschaft gelten nach § 12 weit

-

gehend die gleichen Grundsätze. Schließlich erklärt 
§ 13 die Vorschriften über die Umwandlung einer 
Kapitalgesellschaft für sinngemäß anwendbar, wenn 
eine bergrechtliche Gewerkschaft umgewandelt wird. 

Zu §1 

§ 1 bezeichnet einen Teil der Vorgänge, für die durch 
das vorgeschlagene Gesetz Steuererleichterungen 
geschaffen werden sollen. Es sind dies alle Umwand-
lungen, die sich nach dem Ersten Abschnitt des han-
delsrechtlichen Umwandlungsgesetzes vollziehen. 
(Wegen der übrigen zu begünstigenden Vorgänge 
siehe §§ 14 bis 18). 

Die im Ersten Teil des Entwurfs enthaltenen ertrag

-

steuerlichen Vorschriften über die steuerbegünstigte 
Umwandlung sollen nachgiebiges Recht sein. Sie gel-
ten nur auf Antrag. Wird ein Antrag nicht gestellt, 
so sind die steuerlichen Vorschriften anzuwenden, 
die sonst für Vorgänge dieser Art gelten. Die Steuer-
erleichterungen auf dem Gebiet der Umsatzsteuer 
und der Gesellschaftsteuer (§§ 19 und 21) sollen je-
doch auch für diese Fälle gewährt werden. 

Zu §2 

§ 2 sieht vor, daß die der Umwandlung zugrunde 
liegende handelsrechtliche Bilanz für einen Zeit-
punkt aufgestellt sein muß, der nicht mehr als 
6 Monate vor der Anmeldung des Umwandlungs-
beschlusses zur Eintragung in das Handelsregister 
liegt. Diese Einschränkung der Rückbeziehung, die 
der Sollvorschrift des § 4 Abs. 2 des handelsrecht-
lichen Umwandlungsgesetzes entspricht, erscheint 
erforderlich, weil das in der steuerlichen Umwand-
lungsbilanz (§ 4) ausgewiesene Vermögen um so 
mehr von dem bei der Auflösung der Kapitalgesell-
schaft (Zeitpunkt der Eintragung ins Handelsregister) 
tatsächlich vorhandenen Vermögen abweicht, je 
größer der Zeitabstand zwischen dem Umwandlungs-
stichtag und dem Tag der Auflösung ist. 

Zu § 3 

Nach dem handelsrechtlichen Umwandlungsgesetz 
treten die Wirkungen der Umwandlung — der Ver-
mögensübergang und die Auflösung der umge-
wandelten Kapitalgesellschaft — mit der Eintragung 
des Umwandlungsbeschlusses in das Handelsregister 
ein. Sollte dies auch für die Besteuerung maßgebend 
sein, dann müßte die umgewandelte Kapitalgesell-
schaft auf diesen Zeitpunkt einen besonderen Jahres-
abschluß erstellen. Das soll dadurch vermieden wer-
den, daß nach § 3 Abs. 1 Einkommen, Vermögen, 
Gewerbeertrag und Gewerbekapital der umgewan-
delten Kapitalgesellschaft, der Personengesellschaft 
sowie ihrer Gesellschafter so zu ermitteln sind, als 
hätten Vermögensübernahme und Auflösung bereits 
mit Ablauf des aus § 2 sich ergebenden Umwand-
lungsstichtags (steuerlicher Umwandlungszeitpunkt) 
stattgefunden. 
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Das soll jedoch nach § 3 Abs. 2 nicht gelten für 
Gewinnausschüttungen der Kapitalgesellschaft, die 
nach diesem Zeitpunkt erfolgen. Für diese Vorgänge 
sollen vielmehr die allgemeinen steuerlichen Vor-
schriften maßgebend sein. 

Zu §4 

§ 4, der die Besteuerung der umgewandelten Kapi-
talgesellschaft betrifft, sieht vor, daß auf die sonst 
in Fällen der Umwandlung notwendig werdende 
Auflösung und Versteuerung der in dem Vermögen 
der umgewandelten Kapitalgesellschaft stecken-
den stillen Reserven im Zeitpunkt der Umwandlung 
verzichtet wird. Die umgewandelte Kapitalgesell-
schaft soll vielmehr nur den Gewinn versteuern, 
der sich auf den Umwandlungsstichtag nach den 
allgemeinen steuerrechtlichen Vorschriften — mit 
Ausnahme des § 15 Abs. 1 KStG — ergibt. Durch 
die Vorschrift des § 4 soll allerdings nicht ein end-
gültiger Verzicht auf die Besteuerung der in dem 
übertragenen Vermögen steckenden stillen Rück-
lagen bewirkt werden. Die Anwendung der Vor-
schrift ist deshalb davon abhängig, daß die spätere 
Besteuerung dieser Reserven bei den Gesellschaf-
tern der übernehmenden Personengesellschaft 
sichergestellt ist. 

Zu §5 

§ 5 Abs. 1 enthält die Vorschrift darüber, wie die 
spätere Besteuerung der Rücklagen, die in den 
übernommenen Betriebsvermögen stecken, tech-
nisch sichergestellt (vgl. zu § 4) werden soll: Die 
Personengesellschaft hat die einzelnen Wirtschafts-
güter mit den Werten zu übernehmen, mit denen 
sie in der steuerlichen Umwandlungsbilanz der um-
gewandelten Kapitalgesellschaft enthalten sind 
(Fortführung der Buchwerte). 

Zu den Folgen der Umwandlung zählt auch die 
Annullierung der Anteile an der umgewandelten 
Kapitalgesellschaft. Gehörten diese zum Betriebs-
vermögen der übernehmenden Personengesell-
schaft, so kann der Untergang der Anteile in Höhe 
des Unterschiedsbetrags zwischen ihrem Buchwert 
und dem Buchwert des übergegangenen Betriebs-
vermögens zu einem Buchgewinn oder Buchver-
lust führen. Diese Beträge sind jedoch als Grund-
lage für die Besteuerung ungeeignet. Für diese kom-
men vielmehr einzig und allein die etwaigen in der 
untergehenden Beteiligung steckenden ,stillen Re-
serven in Betracht (vgl. hierzu §§ 8 und 9). § 5 
Abs. 2 sieht deshalb vor, daß die im Zuge der Um-
wandlung bei der übernehmenden Personengesell-
schaft in Erscheinung tretenden Buchgewinne und 
Buchverluste neutralisiert werden. 

Zu § 6 

§ 6 enthält Vorschriften, die eine Reihe von Sonder-
fragen regeln sollen, die sich bei Ermittlung des 
Gewinns der übernehmenden Personengesellschaft 
dann ergeben, wenn ein Schuldverhältnis zwischen 
der umgewandelten Kapitalgesellschaft einerseits 

und der übernehmenden Personengesellschaft oder 
deren Gesellschaftern andererseits bestanden hat 
oder wenn Rückstellungen infolge der Umwandlung 
aufzulösen sind. Schuldverhältnisse zwischen der 
umgewandelten Kapitalgesellschaft und der über-
nehmenden Personengesellschaft erlöschen mit der 
Umwandlung durch die Vereinigung von Forderung 
und Verbindlichkeit. Hatte der Gläubiger die Forde-
rung abgeschrieben oder war diese zuletzt aus ande-
ren Gründen unter ihrem Nennbetrag ausgewiesen, 
so erhöht sich mit der Umwandlung der Gewinn der 
Personengesellschaft in entsprechender Höhe. Um 
die Versteuerung dieses Gewinns zu erleichtern, soll 
ihr gestattet werden, in Höhe dieses Gewinns eine 
steuerfreie Rücklage zu bilden, die jedoch in den 
folgenden drei Wirtschaftsjahren mindestens mit je 
einem Drittel gewinnerhöhend aufzulösen ist (§ 6 
Abs. 1). Die gleiche Regelung gilt auch für Gewinne, 
die aus der Auflösung von Rückstellungen entstehen, 
die infolge der Umwandlung gegenstandslos werden. 

Die Auflösung der Rücklage darf auf 10 Jahre ver-
teilt werden, wenn der Gewinn aus der Vereinigung 
einer Darlehensforderung nach § 7 c oder § 7 d des 
Einkommensteuergesetzes oder nach § 17 des Berlin-
hilfegesetzes mit der entsprechenden Verbindlichkeit 
entsteht (§ 6 Abs. 2). 

Ist ein § 7 c-Darlehen in der Zeit vom 1. Januar 1955 
bis zum 31. Dezember 1962 gegeben worden, so 
konnte der Darlehensgeber innerhalb bestimmter 
Grenzen im Jahr der Darlehensgewährung 25 v. H. 
des Darlehens außerhalb der Bilanz vom Gewinn ab-
setzen. Wird das Darlehen vorzeitig zurückgezahlt 
oder abgetreten, so ist. nach § 7 c Abs. 5 EStG der 
außerhalb der Bilanz abgezogene Betrag in dem 
betreffenden Jahr dem Gewinn außerhalb der Bilanz 
hinzuzurechnen (Nachversteuerung). Für den Fall 
der Umwandlung soll nach § 6 Abs. 4 auf diese Nach-
versteuerung verzichtet werden. Entsprechendes ist 
hinsichtlich der nach §§ 16 und 17 des Berlinhilfe-
gesetzes gewährten Steuerermäßigungen vorgesehen. 

Hat ein Schuldverhältnis zwischen der umgewandel-
ten Kapitalgesellschaft und einem Gesellschafter der 
übernehmenden Personengesellschaft bestanden, so 
geht die  Forderung oder Verbindlichkeit der Kapital-
gesellschaft auf die Personengesellschaft über. Das 
Schuldverhältnis erlischt in diesem Falle nicht. Der-
artige Schuldverhältnisse werden  jedoch für die Be-
steuerung des Einkommens und des Vermögens 
grundsätzlich nicht anerkannt. Auf die Personenge-
sellschaft übergegangene Forderungen sind vielmehr 
als Entnahme durch den Gesellschafter und auf die 
Personengesellschaft übergegangene Verbindlich-
keiten als Einlagen des Gesellschafters anzusehen. 
War die übergegangene Forderung vor der Um-
wandlung abgeschrieben worden, so erhöht sich in-
folge der Entnahme, die mit dem Teilwert zu erfol-
gen hat, der Gewinn der Personengesellschaft um 
den Abschreibungsbetrag. Nach § 6 Abs. 5 sollen 
die für die Vereinigung von Forderung und Ver-
bindlichkeit geltenden Vorschriften in diesem Falle 
sinngemäß angewendet werden. Geht im Zuge der 
Umwandlung eine Verbindlichkeit der umgewandel-
ten Kapitalgesellschaft gegenüber einem Gesell- 



Drucksache V/3186 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 

schafter auf die Personengesellschaft über, so wird 
dadurch der Gewinn der Personengesellschaft nicht 
berührt. Für diesen Fall sind daher besondere Rege-
lungen nicht erforderlich. 

Zu §7 

Die sonstigen Auswirkungen des Vermögensüber-
gangs auf die Gewinnermittlung der  übernehmenden 
Personengesellschaft sind in § 7 enthalten. Danach 
sollen die Gesellschafter der übernehmenden Perso-
nengesellschaft hinsichtlich der Absetzungen für Ab-
nutzung, der erhöhten Absetzungen, der Sonderab-
schreibungen, der Inanspruchnahme von Bewer-
tungsfreiheit sowie der Anwendung der Vorschrif-
ten des § 6 Abs. 1 Ziff. 2 Sätze 2 und 3 des Einkom-
mensteuergesetzes uneingeschränkt in die Rechts-
stellung der umgewandelten Kapitalgesellschaft ein-
treten, wie sie im Umwandlungszeitpunkt bei dieser 
bestand. 

§ 7 Abs. 2 soll sicherstellen, daß in den Fällen, in 
denen es bei der Besteuerung auf die Dauer der Zu-
gehörigkeit eines Wirtschaftsguts zum Betriebsver-
mögen des Steuerpflichtigen ankommt, trotz der Um-
wandlung die Besitzzeit der umgewandelten Kapital-
gesellschaft der  übernehmenden Personengesell-
schaft zugerechnet wird. 

Zu §8 

§ 8 des Entwurfs regelt die Besteuerung des Über-
nahmegewinns, der bei den Gesellschaftern der über-
nehmenden Personengesellschaft der Einkommen-
steuer oder der Körperschaftsteuer unterliegt. Er ist 
(außerhalb der Bilanz) in der Weise zu ermitteln, daß 
der Buchwert der Anteile dem Teilwert des über-
gegangenen Betriebsvermögens gegenübergestellt 
wird. Hierbei ist eine auf die Personengesellschaft 
übergegangene Vermögensabgabeschuld als Be-
triebsschuld anzusetzen. Dagegen bleibt die Körper-
schaftsteuer- und Gewerbesteuerbelastung, die sich 
nach den normalerweise im Fall der Umwandlung 
anzuwendenden Besteuerungsvorschriften auf den 
Übertragungsgewinn ergeben würde, unberücksich-
tigt, weil nach dem in § 4 ausgesprochenen Verzicht 
auf diese Besteuerung am Umwandlungsstichtag 
diese Belastung tatsächlich nicht anfällt. Hat die 
umgewandelte Kapitalgesellschaft nach dem Um-
wandlungsstichtag noch Gewinne ausgeschüttet, so 
könnte im Hinblick auf die Vorschrift des § 3 
Abs. 2 bei der Übernehmerin eine doppelte steuer-
liche Erfassung dieser Beträge eintreten. Das soll 
durch § 8 Abs. 3 Satz 2 ausgeschlossen werden. 
Hinsichtlich der Besteuerung des Übernahmegewinns 
ist in § 8 Abs. 4 vorgesehen, daß er als Gewinn aus 
der Veräußerung eines Teilbetriebs behandelt wird. 
Dies hat zunächst zur Folge, daß auf diesen Gewinn 
die Regelung des § 16 Abs. 4 EStG anzuwenden ist, 
was insbesondere bei der Umwandlung kleinerer 
und mittlerer Kapitalgesellschaften zu einer weit-
gehenden Freistellung des Übernahmegewinns füh-
ren kann. Darüber hinaus soll aber für den Über-
nahmegewinn ohne Rücksicht auf seine Höhe die auf 
ihn entfallende Einkommensteuer nur mit einem 

Drittel und die Körperschaftsteuer nur mit einem 
Steuersatz von 16 v. H.  erhoben werden. Die Ent-
richtung der Steuer auf den Übernahmegewinn soll 
außerdem dadurch erleichtert werden, daß der 
Steuerpflichtige den geschuldeten Steuerbetrag in 
fünf gleichen Jahresraten zahlen kann. Die Behand-
lung des Übernahmegewinns als Gewinn aus der 
Veräußerung eines Teilbetriebs soll allerdings nur 
in Betracht kommen, soweit der Wert des überge-
gangenen Betriebsvermögens der umgewandelten 
Kapitalgesellschaft die tatsächlichen Anschaffungs-
kosten der Anteile übersteigt. Die Bundesregierung 
hält diese Einschränkung insbesondere dann für er-
forderlich, wenn der unter den Anschaffungskosten 
liegende Buchwert darauf beruht, daß beim Erwerb 
der jetzt annullierten Beteiligung auf diese ein Ver-
äußerungsgewinn im Sinn des § 6 b Abs. 1 EStG 
übertragen worden ist. Es würde über den Grund-
gedanken des § 6 b EStG, der lediglich eine zeitliche 
Verlagerung der Besteuerung des übertragenen Ver-
äußerungsgewinns bezweckt, hinausgehen, wenn 
dieser im Zuge der Umwandlung nun wieder in Er-
scheinung tretende Veräußerungsgewinn durch die 
Gewährung eines besonders niedrigen Steuersatzes 
zusätzlich begünstigt oder bei Umwandlungen auf 
schachtelprivilegierte Kapitalgesellschaften (vgl. § 12 
Abs. 2) überhaupt unbesteuert bliebe. Ähnliche 
Überlegungen gelten für diejenigen Fälle, in denen 
der Buchwert der Anteile infolge einer vorausgegan-
genen Teilwertabschreibung unter den Anschaffungs-
kosten liegt. Wegen der Steuerbefreiung des be-
günstigten Teils des Übernahmegewinns für eine 
Übergangszeit vgl. die Begründung zu § 20. 

Liegt der Buchwert der annullierten Anteile über 
dem Weit des übernommenen Vermögens, so ergibt 
sich hieraus ein Übernahmeverlust. Die Bundes-
regierung ist der Auffassung, daß die Umwandlung, 
durch die die bisherige Beteiligung lediglich durch 
das Vermögen der Kapitalgesellschaft, an der diese 
Beteiligung bestand, ersetzt wird, nicht zu einem 
wirklichen Verlust führen kann. § 8 Abs. 5 sieht des-
halb vor, daß ein solcher rechnungsmäßig in Erschei-
nung tretender Verlust bei der Besteuerung unbe-
rücksichtigt bleibt. 

Zu §9 

Bei Ermittlung des Übernahmegewinns ergeben sich 
u. a. dann gewisse Schwierigkeiten, wenn die An-
teile an der umgewandelten Kapitalgesellschaft ganz 
oder zum Teil erst nach dem Umwandlungsstichtag 
von der übernehmenden Personengesellschaft ange-
schafft worden sind. Entsprechendes gilt, soweit 
Gesellschafter im Zuge der Umwandlung ausschei-
den und dafür eine Barabfindung erhalten. Da in die-
sen Fällen die von der Übernehmerin gemachten 
späteren Aufwendungen im Buchwert der Anteile 
nicht berücksichtigt sind, ergäbe sich ein um diese 
Beträge zu hoher Übernahmegewinn. Um dies aus-
zuschließen, ist in § 9 Abs. 1 vorgesehen, daß bei Er-
mittlung des Übernahmegewinns davon auszugehen 
ist, daß diese Anteile mit Ablauf des Umwandlungs-
stichtags erworben wurden. 
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Eine ähnliche Lage ergibt sich auch dann, wenn von 
den Gesellschaftern der übernehmenden Personen-
gesellschaft Anteile an der Kapitalgesellschaft nach 
dem Umwandlungsstichtag in das Betriebsvermögen 
der Personengesellschaft eingelegt wurden, sowie in 
den Fällen, in denen die Umwandlung unter gleich-
zeitiger Errichtung einer Personengesellschaft er-
folgt (§§ 16 bis 22 Umwandlungsgesetz). Hier soll 
nach § 9 Abs. 2 der Übernahmegewinn so ermittelt 
werden, als wären die betreffenden Anteile unmit-
telbar vor dem steuerlichen Umwandlungszeitpunkt 
eingelegt worden. Für die Bewertung dieser Einla-
gen gilt hierbei die Vorschrift des § 6 Abs. 1 Ziff. 5 
EStG mit der Abweichung, daß auch Anteile, die 
innerhalb der letzten drei Jahre vor dem Umwand-
lungsstichtag angeschafft worden sind und die nicht 
die Voraussetzungen des § 17 Abs. 1 EStG erfüllen 
(§ 6 Abs. 1 Ziff. 5 Buchstabe a), stets mit dem Teil-
wert anzusetzen sind. 

§ 9 Abs. 2 letzter Satz dient der Klarstellung: Der 
Unterschiedsbetrag zwischen den Aufwendungen, 
die der Gesellschafter für die Anteile gemacht hat, 
und ihrem Wert am Umwandlungsstichtag soll nur 
als Übernahmegewinn erfaßt werden; eine Besteue-
rung nach § 17 oder § 22 Ziff. 2 EStG soll nicht ein-
treten. 

Zu § 10 

§ 10 soll den Steuerpflichtigen die Möglichkeit 
geben, für den nicht tarifbegünstigten Teil des Über-
nahmegewinns (vgl. § 8 Abs. 4) die Steuererleichte-
rungen des § 6 b des Einkommensteuergesetzes in 
Anspruch zu nehmen, d. h., die Besteuerung dieses 
Teils des Übernahmegewinns in die Zukunft zu ver-
lagern. 

Zu § 11 

§ 11 enthält Erleichterungen für den Bereich der Ge-
werbesteuer nach dem Gewerbeertrag. Sie beste-
hen darin, daß der Übernahmegewinn, soweit er 
nach § 8 Abs. 4 tarifbegünstigt ist, bei der Ermittlung 
des Gewerbeertrags nur zu einem Drittel anzusetzen 
ist. Eine Besteuerung des Übernahmegewinns soll 
jedoch ganz entfallen, soweit er bei der sog. errich-
tenden Umwandlung auf Anteile entfällt, die am 
Umwandlungstag zum Privatvermögen des Gesell-
schafters gehörten. Dies erscheint deshalb gerecht-
fertigt, weil sich die Gewinnverwirklichung tatsäch-
lich noch in der privaten Sphäre des Gesellschafters 
vollzieht. 

§ 11 Abs. 2 dient der Klarstellung. Während der 
Geltung des Umwandlungssteuergesetzes 1957 war 
es zweifelhaft geworden, ob auf Pensionsverbind-
lichkeiten der umgewandelten Kapitalgesellschaft, 
die auf die übernehmende Personengesellschaft über-
gegangen waren, bei Ermittlung ihres Gewerbeer-
trags und ihres Gewerbekapitals die Hinzurech-
nungsvorschriften des § 8 Ziff. 2 und des § 12 Abs. 2 
Ziff. 1 Gewerbesteuergesetz anzuwenden seien. Der 
BFH hat diese Frage mit Urteil vom 9. Oktober 1964 

– BStBl 1965 III Seite 198 — verneint. § 11 Abs. 2 
entspricht dieser Auffassung. 

Zu § 12 

§ 12 sieht vor, daß die Vorschriften über die Um-
wandlung einer Kapitalgesellschaft auf eine Perso-
nengesellschaft (§§ 3 bis 11) sinngemäß auch für 
die übrigen Fälle der Umwandlung einer Kapital-
gesellschaft gelten. Eine weitere Erleichterung soll 
jedoch hinsichtlich der Besteuerung des Übernahme-
gewinns dann gelten, wenn eine Kapitalgesellschaft 
auf eine andere Kapitalgesellschaft umgewandelt 
wird und die Übernehmerin seit mindestens 12 Mo-
naten vor der Eintragung des Umwandlungsbeschlus-
ses in das Handelsregister mit mindestens einem 
Viertel an der umgewandelten Kapitalgesellschaft 
beteiligt war. Die weitere Erleichterung soll darin 
bestehen, daß der nach § 8 Abs. 4 sonst tarifbegün-
stigte Übernahmegewinn hier insoweit steuerfrei 
bleibt, als er auf diese Beteiligung entfällt. Die Bun-
desregierung hält im Hinblick auf die mit diesem 
Gesetz verfolgten besonderen Ziele eine solche Rege-
lung deshalb für vertretbar, weil der in ihr zum 
Ausdruck kommende Verzicht auf eine mehrfache 
Körperschaftsteuer-Belastung der von einer Kapital-
gesellschaft erzielten Gewinne ja auch schon dem 
geltenden Recht, und zwar in der Form des Schach-
telprivilegs (§ 9 KStG) bekannt ist. 

Zu § 13 

§ 13 betrifft die Umwandlung von bergrechtlichen 
Gewerkschaften. Er soll sicherstellen, daß die Steuer-
erleichterungen für die Umwandlung von Kapital-
gesellschaften (§§ 1 bis 12) auch auf Umwandlungen 
von bergrechtlichen Gewerkschaften anwendbar sind. 

ZWEITER TEIL 

Steuerbegünstigte Verschmelzung 

Zu § 14 

§ 14 betrifft die Verschmelzung von Kapitalgesell-
schaften. Nach § 15 Abs. 2 KStG wird in diesen Fäl-
len auf die Auflösung und sofortige Besteuerung 
der stillen Reserven im Betriebsvermögen der über-
tragenden Kapitalgesellschaft insoweit verzichtet, 
als die in dieser Vorschrift im einzelnen bezeichne-
ten Voraussetzungen vorliegen. Zu diesen Voraus-
setzungen gehört außer der Sicherstellung der spä-
teren Besteuerung u. a. auch, daß das Vermögen 
der übertragenden Gesellschaft gegen Gewährung 
von Gesellschaftsrechten auf die übernehmende 
Gesellschaft übergeht. Diese Voraussetzung ist je-
doch nicht erfüllt, soweit die übernehmende Gesell-
schaft im Zeitpunkt der Verschmelzung an der über-
tragenden Gesellschaft beteiligt ist. Dies hat dann 
zur Folge, daß der auf diese Beteiligung entfallende 
Anteil an den stillen Reserven der übertragenden 
Gesellschaft bei der Verschmelzung aufzulösen und 
zu versteuern ist. § 14 Abs. 1 zielt darauf ab, die 
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Verschmelzung in derartigen Fällen dadurch zu er

-l

eichtern, daß für den Teil des übergehenden Ver-
mögens, der dem Anteil der übernehmenden Gesell-
schaft am Nennkapital der übertragenden Gesell-
schaft entspricht, die Vorschriften der §§ 3 bis 12 
sinngemäß angewendet werden. 

§ 14 Abs. 2 hat rein technischen Charakter. Er ent-
spricht der Vorschrift des § 345 Abs. 3 letzter Satz 
des Aktiengesetzes. 

DRITTER TEIL 

Steuerbegünstigte Einbringung eines Betriebs, 
Teilbetriebs oder Mitunternehmeranteils in 
eine Kapitalgesellschaft gegen Gewährung von 

Gesellschaftsanteilen 

Die §§ 15 bis 18 regeln die steuerliche Behandlung 
der Einbringung eines Betriebs, Teilbetriebs oder 
Mitunternehmeranteils in eine Kapitalgesellschaft 
gegen Gewährung von Gesellschaftsanteilen. Die 
Regelungen gehen aus von der bisherigen Rechts-
lage, die sich aus der Rechtsprechung des Reichs-
finanzhofs und des Bundesfinanzhofs ergibt. 

Die Einbringung eines Betriebs, Teilbetriebs oder 
Mitunternehmeranteils in eine Kapitalgesellschaft 
gegen Gewährung von Gesellschaftsanteilen der 
aufnehmenden Kapitalgesellschaft ist an sich ein 
Tauschvorgang, der zur Realisierung der in dem ein-
gebrachten Betriebsvermögen vorhandenen stillen 
Reserven führt. Die Rechtsprechung hat jedoch eine 
Gewinnrealisierung verneint, wenn der Einbrin-
gende nach der Einbringung an der Kapitalgesell-
schaft wesentlich beteiligt ist und die Kapitalgesell-
schaft das eingebrachte Betriebsvermögen mit den 
bisherigen Buchwerten ansetzt. Sie geht dabei davon 
aus, daß das durch den Betrieb des bisherigen Ein-
relunternehmens oder der bisherigen Personenge-
sellschaft eingegangene wirtschaftliche Engagement 

wenn auch in einer anderen Form — fortgeführt 
wird. Wirtschaftlich gesehen repräsentierten nun-
mehr die gewährten Gesellschaftsanteile das ein-
gebrachte Betriebsvermögen. Deshalb sei es gerecht-
fertigt, im Zeitpunkt der Einbringung noch keine 
Gewinnrealisierung anzunehmen. Die Einbringung 
könne also erfolgsneutral vorgenommen werden. 
Die Gewinnrealisierung trete in diesem Fall erst ein, 
wenn der Einbringende die ihm gewährten Gesell-
schaftsanteile an der aufnehmenden Kapitalgesell-
schaft veräußert. Da die Gesellschaftsanteile das ein-
gebrachte Betriebsvermögen repräsentieren, hat die 
Rechtsprechung den Gewinn, der bei der späteren 
Veräußerung von Gesellschaftsanteilen erzielt wird, 
die hei der Einbringung eines Einzelunternehmens 
oder einer Personengesellschaft in eine Kapitalge-
sellschaft unter Fortführung der Buchwerte erwor-
hen worden sind, als Veräußerungsgewinn im Sinne 
von § 16 des Einkommensteuergesetzes angesehen. 

Durch den vorliegenden Entwurf sollen die für die 
erfolgsneutrale Einbringung eines Betriebs, Teilbe-
triebs oder Mitunternehmeranteils in eine Kapital-
gesellschaft gegen Gewährung von Gesellschaftsan

-

teilen maßgeblichen Grundsätze gesetzlich geregelt 
werden. Dabei wird auf die von der Rechtsprechung 
angenommene Voraussetzung, wonach eine erfolgs-
neutrale Einbringung nur zulässig sein sollte, wenn 
der Einbringende wesentlich an der Kapitalgesell-
schaft beteiligt ist, verzichtet. Diese Einschränkung 
ist nicht zwingend. Sie wird dem Bedürfnis nach Um-
strukturierung in der deutschen Wirtschaft und nach 
Eingliederung auch kleinerer Unternehmen in grö-
ßere Kapitalgesellschaften nicht gerecht. Der Gesetz-
entwurf sieht deshalb vor, daß eine erfolgsneutrale 
Einbringung eines Betriebs, Teilbetriebs oder Mit-
unternehmeranteils in eine Kapitalgesellschaft gegen 
Gewährung von Gesellschaftsanteilen auch dann zu-
lässig ist, wenn der Einbringende an der aufnehmen-
den Kapitalgesellschaft nicht wesentlich beteiligt ist. 

Zu § 15 

§ 15 regelt im wesentlichen, mit welchem Wert die 
aufnehmende Kapitalgesellschaft das eingebrachte 
Betriebsvermögen ansetzen darf und mit welchem 
Wert die Anschaffungskosten der für die Einbrin-
gung gewährten Gesellschaftsanteile zu bemessen 
sind. 

Zu § 15 Abs. 1 

In § 15 Abs. 1 wird die Einbringung eines Betriebs, 
Teilbetriebs oder Mitunternehmeranteils in eine 
Kapitalgesellschaft gegen Gewährung neuer Anteile 
an der Gesellschaft als „Sacheinlage" bezeichnet. Die 
Einbringung — Sacheinlage kann in eine neuge-
gründete oder in eine bereits bestehende Kapitalge-
sellschaft erfolgen. Voraussetzung für die Anwen-
dung des § 15 des Entwurfs ist nur, daß als Gegen-
leistung für die Einbringung neue Anteile an der 
aufnehmenden Gesellschaft gewährt werden. Nicht 
erforderlich ist es, daß ausschließlich neue Anteile 
an der Gesellschaft gewährt werden. Der Tatbestand 
der Sacheinlage umfaßt zugleich den Fall, daß neben 
neuen Anteilen an der Gesellschaft auch andere 
Wirtschaftsgüter gewährt werden, daß z. B. eine 
Barzahlung geleistet oder ein Darlehen vereinbart 
wird. 

Die Anteile an der aufnehmenden Kapitalgesell-
schaft, die der Einbringende bei der Sacheinlage er-
hält, sollen die stillen Reserven repräsentieren, die 
in dem eingebrachten Betriebsvermögen enthalten 
sind, soweit sie der Einbringende im Zeitpunkt der 
Einbringung nicht versteuert. Das kann nur erreicht 
werden, wenn es sich dabei um neue Anteile handelt, 
die aus einer Kapitalerhöhung der aufnehmenden 
Gesellschaft stammen. Dem Einbringenden müssen 
deshalb regelmäßig neue Anteile an der aufnehmen-
den Kapitalgesellschaft gewährt werden. Gibt eine 
Kapitalgesellschaft bei der Einbringung eines Be-
triebs, Teilbetriebs oder Mitunternehmeranteils als 
Gegenleistung eigene Anteile, die sie vorher gegen 
Entgelt erworben hat, so handelt es sich insoweit 
um in der Bilanz der Kapitalgesellschaft ausgewie-
sene Wirtschaftsgüter, die bei der Einbringung wie 
andere Wirtschaftsgüter zu behandeln sind, die 
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neben Gesellschaftsanteilen gewährt werden. Vgl. 
hierzu die Begründung zu § 15 Abs. 2 des Entwurfs. 

Zu § 15 Abs. 2 

§ 15 Abs. 2 regelt, mit welchem Wert die Kapital-
gesellschaft das eingebrachte Betriebsvermögen an-
zusetzen hat. Die Vorschrift gestattet dabei grund-
sätzlich die sog. Buchwertverknüpfung, d. h. die 
Kapitalgesellschaft kann die Buchwerte des ein-
gebrachten Betriebsvermögens fortführen. Diese Ein-
bringung ist für den Einbringenden erfolgsneutral, 
weil der Wert, mit dem die Kapitalgesellschaft das 
eingebrachte Betriebsvermögen ansetzt, nach § 15 
Abs. 4 für den Einbringenden zugleich als Ver-
äußerungspreis gilt. Die Kapitalgesellschaft kann 
das eingebrachte Betriebsvermögen aber auch mit 
einem höheren Wert als dem bisherigen Buchwert, 
höchstens jedoch mit dem Teilwert ansetzen. In 
diesem Fall entsteht bei dem Einbringenden ein 
entsprechender Veräußerungsgewinn, weil der Wert-
ansatz für das eingebrachte Betriebsvermögen bei 
der Kapitalgesellschaft als Veräußerungspreis für 
den Einbringenden gilt. 

Es kommt vor, daß der Einbringende in seiner 
Bilanz ein negatives Kapital ausweist, obwohl der 
Wert des eingebrachten Betriebsvermögens - unter 
Berücksichtigung der stillen Reserven - positiv ist. 
Erhält der Einbringende in diesem Fall für die Ein-
bringung neue Anteile an der Kapitalgesellschaft, so 
kann der Wert der neuen Anteile nur die Gegen-
leistung für die stillen Reserven abzüglich des 
bilanzmäßig ausgewiesenen negativen Kapitals 
sein. Das bilanzmäßig ausgewiesene negative Kapi-
tal ist dabei also verrechnet worden. Der Einbrin-
gende hat demnach neben den Anteilen an der 
Gesellschaft auch den Ausgleich seines negativen 
Kapitals erhalten. Es ist gerechtfertigt., in diesem 
Fall eine Gewinnverwirklichung mindestens in Höhe 
des Ausgleichsbetrags eintreten zu lassen. Dies 
wird durch § 15 Abs. 2 Satz 3 erreicht, wonach die 
Kapitalgesellschaft das eingebrachte Betriebsver-
mögen für den Fall eines negativen Kapitals des 
Einbringenden mindestens so anzusetzen hat, daß 
das negative Kapital ausgeglichen wird. Die Aktiv-
posten und die Passivposten müssen also - ohne 
Berücksichtigung des bilanzmäßig ausgewiesenen 
negativen Kapitals des Einbringenden — gleich 
hoch angesetzt werden. 

Ein besonderes Problem ergibt sich, wenn die Kapi-
talgesellschaft dem Einbringenden neben neuen An-
teilen an der Gesellschaft auch andere Wirtschafts-
güter gewährt. Der Bundesfinanzhof hat sich mit 
diesem Problem in seinem Urteil vom 13. Juli 1965 
(BStBl. III S.  640) befaßt. Er ist zu dem Ergebnis 
gekommen, daß die Belegung eines Teils des ein-
gebrachten Betriebsvermögens durch andere Wirt-
schaftsgüter als Anteile an der Gesellschaft, z. B. 
durch Darlehnsforderungen des Einbringenden 
gegen die Kapitalgesellschaft, nicht schon hei der 
Einbringung zu einer Realisierung der stillen Reser-
ven führt. Die Kapitalgesellschaft könne die Buch-
werte des eingebrachten Betriebsvermögens nicht 
nur dann fortführen, wenn das gesamte eingebrachte 

Betriebsvermögen durch Gesellschaftsanteile belegt 
werde. Eine solche Forderung würde zu einer wirt-
schaftlich nicht gerechtfertigten Einengung der Be-
wegungsfreiheit der Beteiligten bei der Einbringung 
und ihrer Finanzierung führen, für die keine zwin-
genden steuerlichen Gründe ersichtlich seien. Auf 
der Grundlage dieser Rechtsprechung ist in § 15 
Abs. 2 Satz 4 die Regelung getroffen worden, daß 
eine Realisierung der in den Wertansätzen des ein-
gebrachten Betriebsvermögens enthaltenen stillen 
Reserven erst dann eintritt, wenn der gemeine Wert 
der neben den Gesellschaftsanteilen gewährten 
Wirtschaftsgüter den Buchwert des eingebrachten 
Betriebsvermögens übersteigt. Diese Regelung ist 
auch deshalb gerechtfertigt, weil insoweit, wie der 
gemeine Wert der neben den Gesellschaftsanteilen 
gewährten anderen Wirtschaftsgüter den Buchwert 
des eingebrachten Betriebsvermögens übersteigt, 
nicht mehr davon gesprochen werden kann, daß der 
Einbringende das bisherige betriebliche Engagement 
in der Beteiligung an der Kapitalgesellschaft fort-
führt. 

Zu § 15 Abs. 3 

Der Verzicht au d ie Aufdeckung und Versteuerung 
der in dem eingebrachten Betriebsvermögen enthal-
tenen stillen Reserven ist nur vertretbar, wenn die 
spätere Erfassung der stillen Reserven sowohl bei 
der aufnehmenden Kapitalgesellschaft als auch bei 
dem Einbringenden — hier bei der Veräußerung 
der erhaltenen Anteilsrechte - gesichert ist. Diese 
Sicherung ist nicht gegeben, wenn Einbringender 
oder Kapitalgesellschaft nicht unbeschränkt steuer-
pflichtig sind, da in diesem Fall  das Besteuerungs-
recht der Bundesrepublik eingeschränkt sein kann. 
§ 15 Abs. 3 des Entwurfs sieht deshalb vor, daß die 
stillen Reserven des eingebrachten Betriebsvermö-
gens bei der Einbringung nur dann nicht voll auf-
gedeckt zu werden brauchen - das eingebrachte Be-
triebsvermögen also mit einem unter dem Teilwert 
liegenden Wert angesetzt werden darf —, wenn 
sowohl der Einbringende als auch die aufnehmende 
Kapitalgesellschaft unbeschränkt einkommensteuer-
pflichtig oder unbeschränkt körperschaftsteuerpflich-
tig sind. 

Es ist möglich, daß das Besteuerungsrecht hinsicht-
lich der Gesellschaftsanteile, die der Einbringende 
bei der Einbringung erhalten hat, auch bei unbe-
schränkter Einkommensteuerpflicht des Einbringen-
den einem anderen Land als der Bundesrepublik zu-
stehen kann, z. B. wenn der Einbringende einen 
Wohnsitz sowohl in der Bundesrepublik als auch in 
einem anderen Land hat und das Besteuerungsrecht 
durch ein Abkommen zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung dem anderen Land zugewiesen wird. In 
einem solchen Fall könnten die in die Gesellschafts-
rechte eingegangenen stillen Reserven später von 
der Bundesrepublik nicht mehr erfaßt werden. Um 
dies zu vermeiden, fordert § 15 Abs. 3 des Entwurfs 
als weitere Voraussetzung für die nicht sofortige 
volle Realisierung der  stillen  Reserven hei der Sach-
einlage, daß das Besteuerungsrecht der Bundes-
republik hinsichtlich der Gesellschaftsanteile nicht 
eingeschränkt ist. 
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Zu § 15 Abs. 4 

Die Vorschrift stellt die Verknüpfung zwischen dem 
Wertansatz des eingebrachten Betriebsvermögens 
bei der Kapitalgesellschaft und den Anschaffungs-
kosten der dem Einbringenden gewährten Gesell-
schaftsanteile her. Der Wertansatz des eingebrach-
ten Betriebsvermögens bei der Kapitalgesellschaft 
gilt gleichzeitig als Veräußerungspreis des einge-
brachten Betriebsvermögens und als Anschaffungs-
kosten der gewährten Gesellschaftsanteile. Durch die 
Verknüpfung des Wertansatzes des eingebrachten 
Betriebsvermögens bei der Kapitalgesellschaft mit 
den Anschaffungskosten für die gewährten Gesell-
schaftsanteile wird gewährleistet, daß die in dem 
eingebrachten Betriebsvermögen vorhandenen stil-
len Reserven, soweit sie hei der Einbringung nicht 
aufgedeckt und versteuert worden sind, in den Ge-
sellschaftsanteilen repräsentiert bleiben. 

Hat die Kapitalgesellschaft dem Einbringenden 
neben neuen Anteilen an der Gesellschaft auch 
andere Wirtschaftsgüter gewährt, so tritt eine antei-
lige Realisierung der in dem eingebrachten Betriebs-
vermögen enthaltenen stillen Reserven ein (vgl. 
oben zu § 15 Abs. 2). In diesem Fall muß der ge-
meine Wert dieser anderen Wirtschaftsgüter bei der 
Bemessung der Anschaffungskosten der Gesell-
schaftsanteile abgezogen werden. Dadurch wird er-
reicht, daß sich die verbleibenden noch nicht reali-
sierten stillen Reserven in vollem Umfang in den 
Gesellschaftsanteilen niederschlagen. 

Nach § 16 Abs. 4 des Einkommensteuergesetzes wird 
bei der Betriebsveräußerung für den dabei sich erge-
benden Veräußerungsgewinn ein Freibetrag ge-
währt. Der Veräußerungsgewinn unterliegt außer-
dem nach § 34 des Einkommensteuergesetzes nur 
dem halben Einkommensteuersatz. Diese Vergünsti-
gungen sind mit Rücksicht darauf vorgesehen, daß 
bei der Betriebsveräußerung die gesamten stillen 
Reserven des Betriebs insgesamt realisiert werden 
und daß sich dadurch eine Gewinnzusammenballung 
ergibt. Da die Bewertungsvorschriften des § 15 
Abs. 1 des Entwurfs die Möglichkeit beinhalten, daß 
die stillen Reserven nicht oder nicht in voller Höhe 
realisiert werden, sieht § 15 Abs. 4 Satz 3 des Ent-
wurfs vor, daß der Freibetrag nach § 16 Abs. 4 des 
Einkommensteuergesetzes und die Tarifermäßigung 
nach § 34 des Einkommensteuergesetzes nur dann 
gewährt werden, wenn bei der Sacheinlage die stil-
len Reserven in vollem Umfang realisiert werden. 

Zu § 15 Abs. 5 

Nach § 16 Abs. 1 Nr. 1 zweiter Halbsatz des Ein-
kommensteuergesetzes gilt als Teilbetrieb auch die 
Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft, wenn die 
Beteiligung das gesamte Nennkapital der Gesell-
schaft oder alle Kuxe der bergrechtlichen Gewerk-
schaft umfaßt. Um im Rahmen dieses Entwurfs, der 
die Umstrukturierung der deutschen Wirtschaft er-
leichtern soll, dezentralisiert organisiserte Unterneh-
men — Unternehmen, die sich 100 %ige Tochterge-
sellschaften angegliedert oder die einzelne Betriebs

-

abteilungen in solche Gesellschaften umgewandelt 
haben — in gleicher Weise zu begünstigen wie zen-
tralistisch organisierte Unternehmen (Einheitsunter-
nehmen), erscheint es geboten, die bereits nach § 16 
Abs. 1 Nr. 1 zweiter Halbsatz des Einkommensteuer-
gesetzes für die Betriebsveräußerung verwirklichte 
Gleichstellung einer 100 %igen Beteiligung an einer 
Kapitalgesellschaft mit der Veräußerung eines Teil-
betriebs für diesen  Entwurf  zu übernehmen. 

Zu § 16 

Die Vorschrift regelt die Rechtsfolgen, die sich bei 
der Veräußerung von Anteilen an einer Kapital-
gesellschaft ergeben, die durch eine Sacheinlage 
erworben worden sind. Wie bereits in der Einlei-
tung der Begründung des Dritten Teils dargestellt 
ist, sollen im Fall der Sacheinlage die in dem einge-
brachten Betriebsvermögen enthaltenen stillen Re-
serven, die bei der Einbringung noch nicht realisiert 
worden sind, versteuert werden, wenn der Ein-
bringende die erhaltenen Gesellschaftsanteile ver-
äußert. Dies wird durch § 16 des Entwurfs sicherge-
stellt. 

Zu § 16 Abs. 1 

Die Vorschrift sieht vor, daß bei der Veräußerung 
einer durch Sacheinlage erworbenen Beteiligung der 
Unterschiedsbetrag zwischen dem Veräußerungspreis 
der Gesellschaftsanteile nach Abzug der Veräuße-
rungskosten und den nach § 15 Abs. 4 des Entwurfs 
bemessenen Anschaffungskosten der Anteile als 
Veräußerungsgewinn im Sinne des § 16 des Ein-
kommensteuergesetzes erfaßt wird. 

§ 16 Abs. 1 Satz 2 des Entwurfs regelt die Frage, 
wie sich bei der Veräußerung von Gesellschaftantei-
len, die durch eine Sacheinlage erworben worden 
sind, der Freibetrag nach § 16 Abs. 4 des Einkom-
mensteuergesetzes bemißt. Entscheidend ist zunächst, 
ob ein ganzer Betrieb, ein Teilbetrieb oder ein An-
teil an einem Betriebsvermögen gegen Gewährung 
von Gesellschaftsrechten eingebracht worden ist. Der 
Freibetrag nach § 16 Abs. 4 des Einkommensteuer-
gesetzes ist anteilig zu kürzen, wenn nicht der ganze 
Betrieb eingebracht worden ist. Er ist weiter zu er-
mäßigen, wenn nicht die gesamten Anteile auf ein-
mal veräußert werden. 

§ 16 Abs. 1 Satz 3 des Entwurfs läßt aus der Erwä-
gung, daß die Veräußerung der durch eine Sachein-
lage erworbenen Gesellschaftsanteile einer Betriebs-
veräußerung gleichkommt, die Anwendung des er-
mäßigten Steuersatzes des § 34 des Einkommen-
steuergesetzes auf den sich bei der Anteilsveräuße-
rung ergebenden Gewinn zu. Dabei gilt der ermä-
ßigte Steuersatz auch dann, wenn die Anteile nicht 
insgesamt veräußert werden. Dies entspricht den 
auch sonst bei der Anteilsveräußerung im Sinne des 
§ 17 des Einkommensteuergesetzes geltenden Grund-
sätzen. 

Körperschaften des öffentlichen Rechts gehören nicht 
zu cien unbeschränkt steuerpflichtigen Körperschaf- 
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ten, Personenvereinigungen und Vermögensmassen 
im Sinne des § 1 des Körperschaftsteuergesetzes. 
Betreiben Körperschaften des öffentlichen Rechts Be-
triebe gewerblicher Art, so sind diese Betriebe selb-
ständig körperschaftsteuerpflichtig (§ 1 Abs. 1 Ziff. 6 
des Körperschaftsteuergesetzes). Um die spätere Er-
fassung der bei der Einbringung eines Betriebes ge-
werblicher Art einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts in eine Kapitalgesellschaft vorhandenen und 
in den gewährten Gesellschaftsanteilen weiterge-
führten stillen Reserven zu gewährleisten, ist es 
erforderlich, die bei der Veräußerung derartiger An-
teile erzielten Gewinne wie Gewinne aus einem 
Betrieb gewerblicher Art der Körperschaft des öffent-
lichen Rechts zu behandeln. § 16 Abs. 1 Satz 4 des 
Entwurfs stellt diese Rechtsfolge sicher. 

Zu § 16 Abs. 2 

Bei der Veräußerung von Anteilen, die durch eine 
Sacheinlage erworben worden sind, sind auf Grund 
der Vorschrift des § 16 Abs. 1 des Entwurfs nicht 
nur die stillen Reserven zu versteuern, die bei der 
Sacheinlage in die Anteile eingegangen sind, es 
werden darüber hinaus auch die Wertsteigerungen 
erfaßt., die die Anteile in der Zeit nach der Sach-
einlage erfahren haben. Darin kann für den  Anteils-
eigner ,ein Nachteil liegen, wenn die Anteile keine 
wesentliche Beteiligung im Sinne von § 17 des Ein-
kommensteuergesetzes bilden; in diesem Fall wären 
nämlich die Wertsteigerungen nach dem allgemeinen 
Einkommensteuerrecht nicht steuerpflichtig. § 16 
Abs. 2 1 des Entwurfs gibt deshalb dem Anteils-
eigner die Möglichkeit, jederzeit die Realisierung 
der in den Anteilen enthaltenen stillen Reserven 
auch ohne die Veräußerung der Anteile herbeizu-
führen und damit eine spätere Erfassung von Wert-
steigerungen, die nach dem allgemeinen Einkom-
mensteuerrecht (§ 17) nicht steuerpflichtig wären, zu 
vermeiden. 

Wie schon zu § 15 des Entwurfs ausgeführt, müssen 
die stillen Reserven später bei der Veräußerung der 
Gesellschaftsanteile erfaßt werden, soweit sie bei 
der Sacheinlage nicht voll aufgedeckt wurden. Dies 
ist nicht mehr sichergestellt, wenn der Anteilseig-
ner nicht mehr unbeschränkt einkommensteuer-
pflichtig oder nicht mehr unbeschränkt körperschaft-
steuerpflichtig ist oder wenn das Besteuerungsrecht 
der Bundesrepublik hinsichtlich der Anteile entfällt 
(vgl. die Begründung zu § 15 Abs. 3 des Entwurfs). 
§ 16 Abs. 2 Nr. 2 und 3 des Entwurfs sehen deshalb 
vor, daß in diesen Fä llen die stillen Reserven der 
Anteile sofort zu versteuern sind, auch wenn die An-
teile nicht veräußert werden. 

Zu § 16 Abs. 3 

§ 16 Abs. 3 des Entwurfs stellt sicher, dab die stillen 
Reserven, die bei einer Sacheinlage in die dafür ge-
währten Gesellschaftsanteile e ingegangen sind, bei 
der Veräußerung der Anteile auch dann versteuert 
werden, wenn der Anteilseigner persönlich von der 
Körperschaftsteuer befreit ist. Das ist z. B. der Fall, 

wenn der Anteilseigner eine von der Körperschaft-
steuer befreite Stiftung ist. 

Zu § 16 Abs. 4 

Sind bei der Sacheinlage die stillen Reserven sofort 
realisiert worden, so entfällt ihre spätere Erfassung 
bei der Veräußerung der Anteile. Das wird durch 
§ 16 Abs. 4 des Entwurfs klargestellt. 

Zu § 17 

Durch § 17 des Entwurfs soll die Erfassung der hei 
einer Sacheinlage in die Gesellschaftsanteile einge-
gangenen stillen Reserven auch für den Fall sicher-
gestellt werden, daß die Anteile später in ein Be-
triebsvermögen eingelegt werden. Nach § 6 Abs. 1 
Ziff. 5 des Einkommensteuergesetzes sind Einlagen 
grundsätzlich mit dem Teilwert im Zeitpunkt der Ein-
lage anzusetzen. Durch diesen Wertansatz würde 
eine Erfassung der vorhandenen stillen Reserven 
ausgeschlossen werden. § 17 des  Entwurfs schreibt 
deshalb vor, daß bei der Einlage von Anteilen an 
einer Kapitalgesellschaft, die durch eine Sachein-
lage erworben worden sind,  die Anteile stets mit 
ihren Anschaffungskosten im Sinne von § 15 Abs. 4 
des Entwurfs anzusetzen sind. Ist der Teilwert der 
Anteile im Zeitpunkt der Einlage niedriger als die 
Anschaffungskosten, so soll der Unterschiedsbetrag 
außerhalb der Bilanz vom Gewinn abgesetzt werden, 
da dieser Unterschied im Fall der Veräußerung der 
Anteile zu einem abzugsfähigen Veräußerungsver-
lust im Sinne von § 16 des Einkommensteuergeset-
zes führen würde. 

§ 17 des Entwurfs gilt ebenso wie § 16 des Entwurfs 
nur, wenn bei der Sacheinlage die stillen Reserven 
nicht sofort voll realisiert worden sind. 

Zu § 18 

Bei der Einbringung eines Betriebs, Teilbetriebs oder 
Mitunternehmeranteils in eine Kapitalgesellschaft 
ergeben sich hinsichtlich der Absetzungen für Ab-
nutzung, der erhöhten Absetzungen, der Sonderab-
schreibungen, der Inanspruchnahme von Bewertungs-
freiheit und der Anwendung der Vorschrift des 
§ 6 Abs. 1 Ziff. 2 Satz 2 und  3 des  Einkommensteuer-
gesetzes sowie hinsichtlich der Vereinigung von For-
derungen und Verbindlichkeiten, der Auflösung von 
Rückstellungen und des Übergangs von Pensionsver-
bindlichkeiten die gleichen Probleme wie bei der 
Umwandlung einer Kapitalgesellschaft in eine Per-
sonengesellschaft. Setzt die Kapitalgesellschaft das 
eingebrachte Betriebsvermögen mit dem Buchwert 
an, so können dementsprechend § 7 (Einrücken in 
die Rechtsstellung des Einbringenden) sowie die 
§§ 6 und 11 Abs. 2 sinngemäß gelten. 

Ein besonderes Problem ergibt sich, wenn die Kapi-
talgesellschaft das eingebrachte Betriebsvermögen 
mit einem über dem Buchwert, aber unter dem Teil-
wert liegenden Wert ansetzt. Es erscheint gerecht- 
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fertigt, die Kapitalgesellschaft auch in diesem Falle 
grundsätzlich in die Rechtsstellung des Einbringen-
den einrücken zu lassen. Da die Kapitalgesellschaft 
das eingebrachte Betriebsvermögen jedoch mit einem 
über dem Buchwert liegenden Wert ansetzt, müssen 
die Absetzungen für Abnutzung oder Substanzver-
ringerung in diesem Falle anders bemessen werden, 
als es bei dem Einbringenden der Fall war. Dement-
sprechend bestimmt § 18 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1, daß die 
Kapitalgesellschaft die Absetzungen für Abnutzung 
oder Substanzverringerung nach § 7 Abs. 1, 4, 5 
und 6 des Einkommensteuergesetzes vom Zeitpunkt 
der Einbringung an nach den Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten des Rechtsvorgängers, vermehrt 
um den Unterschiedsbetrag zwischen dem Buchwert 
der einzelnen Wirtschaftsgüter und dem Wert, mit 
dem die Kapitalgesellschaft die Wirtschaftsgüter an-
setzt, zu bemessen hat. Sind beim Rechtsvorgänger 
die Absetzungen für Abnutzung oder Sustanzverrin-
gerung nach einem anderen Wert bemessen worden 
(z. B. nach dem Einheitswert oder dem nach Inan-
spruchnahme von Sonderabschreibungen verbleiben-
den Restwert), so tritt bei der Kapitalgesellschaft die-
ser Wert an die Stelle der Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten des Rechtsvorgängers. Soweit der 
Einbringende Absetzungen für Abnutzung in fallen-
den Jahresbeträgen nach § 7 Abs. 2 des Einkommen-
steuergesetzes vorgenommen hat, tritt im Zeitpunkt 
der Einbringung an die Stelle des Buchwerts der 
einzelnen Wirtschaftsgüter der Wert, mit dem die 
Kapitalgesellschaft die Wirtschaftsgüter ansetzt 
(§ 18 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2). Hinsichtlich der Inan-
spruchnahme von Sonderabschreibungen, erhöhten 
Absetzungen und Bewertungsfreiheit für die einge-
brachten Wirtschaftsgüter ergibt sich, da die Kapital-
gesellschaft in die Rechtsstellung des Einbringenden 
einrückt, daß die Kapitalgesellschaft hiervon nur in 
dem Umfang und für den Zeitraum Gebrauch machen 
kann, die für den Rechtsvorgänger ohne die Einbrin-
gung maßgebend gewesen wären. 

Setzt die Kapitalgesellschaft das eingebrachte Be-
triebsvermögen mit dem Teilwert an, sind also die in 
den Wertansätzen der eingebrachten Wirtschafts-
güter enthaltenen stillen Reserven beim Einbringen-
den in vollem Umfang verwirklicht worden, so er-
scheint es gerechtfertigt, den Einbringungsvorgang 
als Veräußerungsvorgang mit allen Rechtsfolgen 
auch für die Kapitalgesellschaft zu werten. Die Ka-
pitalgesellschaft rückt in diesem Falle nicht in die 
Rechtsstellung des Einbringenden ein, sondern be-
wertet die Wirtschaftsgüter neu. Es ist dementspre-
chend gerechtfertigt, die Kapitalgesellschaft so zu 
stellen wie jeden anderen Steuerpflichtigen, der 
Wirtschaftsgüter anschafft. Dies ist in § 18 Abs. 2 
vorgesehen. Für die Kapitalgesellschaft wirkt sich 
das z. B. dahin aus, daß sie bei Vorliegen der ent-
sprechenden Voraussetzungen für eingebrachte Wirt-
schaftsgüter Sonderabschreibungen, die nach dem 
Teilwert zu bemessen sind, selbst dann in vollem 
Umfang in Anspruch nehmen kann, wenn für diese 
Wirtschaftsgüter bereits vom Rechtsvorgänger Son-
derabschreibungen geltend gemacht worden sind. 

VIERTER TEIL 

Umsatzsteuer 

Zu § 19 

Durch § 19 Nr. 1 des Entwurfs wird sichergestellt, 
daß die Steuerpflicht für den Selbstverbrauch nach 
§ 30 UStG 1967 (Mehrwertsteuer) nicht eintritt, so-
weit ein Unternehmer Wirtschaftsgüter der Verwen-
dung oder Nutzung als Anlagevermögen zuführt, die 
er durch eine Umwandlung nach den Vorschriften 
des Gesetzes über die Umwandlung von Kapital-
gesellschaften und bergrechtlichen Gewerkschaften, 
eine Verschmelzung oder eine Einbringung eines 
Betriebs oder Teilbetriebs in eine Kapitalgesell-
schaft erworben hat. 

Im Falle einer Verschmelzung von Kapitalgesell-
schaften setzt die Befreiung von der Steuer für den 
Selbstverbrauch — abweichend von § 14 Abs. 1 — 
nicht voraus, daß die. übernehmende Kapitalgesell-
schaft Anteile an der übertragenden Kapitalgesell-
schaft besitzt. Die Begünstigung gilt im übrigen nicht 
nur für die Verschmelzung von Kapitalgesellschaf-
ten, sondern auch z. B. für die Verschmelzung von 
Genossenschaften. Sie findet jedoch keine Anwen-
dung bei Personengesellschaften, da bei diesen nach 
handelsrechtlichen Vorschriften eine Verschmelzung 
nicht in Betracht kommt. 

Nach § 19 Nr. 2 des Entwurfs entfällt die Steuer-
pflicht gemäß § 30 UStG 1967 ihn den Fällen, in 
denen anläßlich der Vereinigungen von Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechts deren Betriebe gewerb-
licher Art miteinander vereinigt werden. Durch diese 
Vorschrift soll sichergestellt werden, daß die in fast 
allen Ländern der Bundesrepublik vorgesehenen 
kommunalen Neugliederungen nicht durch eine Be-
lastung mit der Steuer für den Selbstverbrauch er-
schwert werden. 

Die Befreiung von der Steuer für den Selbstver-
brauch ist zeitlich nicht begrenzt. Sie gilt daher bis 
zum Auslaufen der Steuer für den Selbstverbrauch 
mit dem Jahre 1972. 

FÜNFTER TEIL 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

Zu § 20 

§ 20 beseitigt zeitlich begrenzt die Besteuerung 
des Übernahmegewinns für einen Teil der Fälle, in 
denen sich die Steuerfreiheit nicht schon daraus er-
gibt, daß die Übernehmerin hinsichtlich ihrer Be-
teiligung an der umgewandelten Kapitalgesellschaft 
die Voraussetzungen des Schachtelprivilegs erfüllt 
(§ 12 Abs. 2). Die Steuerfreiheit tritt nur dann ein, 
wenn die Umwandlung oder Verschmelzung bis 

 zum 31. Dezember 1971 beschlossen wird. Sie wirkt 
sich außer bei den Steuern vom Einkommen auch auf 
die Höhe der Gewerbesteuer aus. 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 	Drucksache V/3186 

Sinn dieser Vorschrift ist es, hauptsächlich kleinen 
Unternehmen, bei denen sich die bisherige Rechts-
form der Kapitalgesellschaft infolge der Entwick-
lung in den zurückliegenden Jahren als nicht pas-
send (zu groß) erwiesen hat, vorübergehend ohne 
jede Steuerbelastung die Umwandlung in ein Per-
sonenunternehmen zu ermöglichen. Es muß jedoch 
der Gefahr entgegengewirkt werden, daß durch 
diese Sondervergünstigung ein strukturpolitisch 
nicht gerechtfertigter Anreiz für derartige Umwand-
lungen bei großen Kapitalgesellschaften geschaffen 
wird, in denen Mitbestimmungsrechte der Arbeit-
nehmer im Aufsichtsrat bestehen. Diese Zielsetzung 
ergibt sich auch aus der Regierungserklärung vom 
13. Dezember 1966, in der sich die Bundesregierung 
eindeutig gegen eine Aushöhlung der Mitbestim-
mung ausgesprochen hat. Durch § 20 Abs. 2 wird 
deshalb die Steuerbefreiung des Übernahmegewinns 
für Fälle dieser Art ausgeschlossen. 

Zu 21 

Im Zuge der Umstrukturierung der deutschen Wirt -
schaft werden Neugründungen von Kapitalgesell

-

schaften und Kapitalerhöhungen erforderlich. Es er-
scheint geboten, die Durchführung dieser Malinah-
men unter bestimmten Voraussetzungen dadurch zu 
erleichtern, daß der z. Z. bestehende Gesellschaft-
steuersatz von 2,5 v. I-I. auf 1,5 v. H. ermäßigt wird. 
Zur Vermeidung von Steuerumgehungen soll diese 
Erleichterung jedoch nur gewährt werden, wenn das 
übertragende Unternehmen am 1. Januar 1968 
bereits bestanden hat. Im Interesse einer möglichst 
weitgehenden Förderung soll die Erleichterung un-
abhängig davon eintreten, ob die ertragsteuerlichen 
Vergünstigungen dieses Gesetzes in Anspruch ge-
nommen werden. 

Zu 22 

§ 22 enthält die vorgeschriebene Berlin-Klausel. 

Zu 23 

Nach § 23 soll das Gesetz am Tag nach seiner Ver-
kündung in Kraft treten. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu § 1 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, 
ob nicht auch den Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts, die gewerb-
liche Geschäfte betreiben, die vom Gesetzent-
wurf vorgesehenen Steuererleichterungen einge-
räumt werden sollten. 

2. Zu § 19 

Die Bundesregierung wird gebeten zu prüfen, 
ob über die Regelung des § 19 hinaus die umsatz-
steuerlichen Erleichterungen nicht auch für die 
Umwandlung in eine Personengesellschaft oder 
den Zusammenschluß von Personengesellschaf-
ten gewährt werden sollten. 

3. Zu 20 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah-
rens möge geprüft werden, ob § 20 Abs. 1 wie 
folgt gefaßt werden sollte: 

„(1) Ist in den Fällen des § 7 a des Körper-
schaftsteuergesetzes Organträger eine natürliche 
Person oder eine Personengesellschaft und wird 
die Umwandlung der Organgesellschaft auf den 
Organträger in der Zeit vom Inkrafttreten dieses 
Gesetzes bis zum 31. Dezember 1971 beschlossen, 
so wird der Übernahmegewinn, der als Gewinn 
aus der Veräußerung eines Teilbetriebes gilt 
(§ 8 Abs. 4), nicht zur Einkommensteuer und 
Körperschaftsteuer herangezogen, wenn die Vor-
aussetzungen für die steuerliche Anerkennung 
des Gewinnabführungsvertrags am 1. Januar 
1967 erfüllt waren." 

Begründung 

1. Gegen die von der Bundesregierung vorge-
schlagene Fassung zu § 20 Abs. 1 bestehen 
erhebliche Bedenken, da der Verzicht auf die 
Besteuerung des Übernahmegewinns eine 
Preisgabe des Prinzips der Doppelbelastung 
darstellt. Dieser Systembruch ist auch mit der 
allgemeinen Zielsetzung des Gesetzentwurfs 
nicht zu rechtfertigen. Das gilt vor allem, weil 
für den Übernahmegewinn ohnehin weitge-
hende Begünstigungen vorgesehen sind (vgl. 
§ 8). 

Der Verzicht auf eine Besteuerung des Über-
nahmegewinns bietet solchen Unternehmen 
Vorteile, die ihre Gewinne in größerem Um-
fange thesauriert haben. Durch eine Umwand

-

lung in eine Personengesellschaft und eine 
spätere Rückwandlung in eine Kapitalgesell-
schaft könnten derartige Gewinnteile endgül-
tig der Doppelbesteuerung entzogen werden. 
Die durch § 20 Abs. 1 geschaffene Begünsti-
gung würde damit auf eine Prämiierung der 
Gewinnthesaurierung hinauslaufen. Wegen 
der weitreichenden Bedeutung dieser Erleich-
terung würden dadurch nicht nur kleinere 
Kapitalgesellschaften zur Umwandlung ange-
regt, sondern es muß bei einer großen Zahl 
von Kapitalgesellschaften mit Umwandlungen 
gerechnet werden. Es besteht deshalb die Ge-
fahr, daß allein aus steuerlichen Gründen 
Rechtsformen gewählt werden, die sich als 
wirtschaftlich unzweckmäßig erweisen könn-
ten. Damit würde das Gegenteil der eigent-
lichen Zielsetzung des Umwandlungssteuer-
gesetzes erreicht werden. Der Auffassung der 
Bundesregierung, daß das Umwandlungs-
steuergesetz keine Steuerausfälle zur Folge 
haben werde, kann aus diesen Gründen nicht 
gefolgt werden, vielmehr ist damit zu rech-
nen, daß in einer nicht unbedeutenden Anzahl 
von Fällen durch die in § 20 Abs. 1 des Re-
gierungsentwurfs vorgesehene Begünstigung 
an sich steuerpflichtige Vorgänge vermieden 
werden und hierdurch Steuerausfälle eintre-
ten. Deren Umfang ist jedoch — auch nicht 
annähernd — zu übersehen. 

2. Die vorgeschlagene Fassung des § 20 Abs. 1 
will nur diejenigen Umwandlungen erleich-
tern, die im Hinblick auf die veränderte 
Rechtslage bei der Organgesellschaft zu na-
türlichen Personen oder zu Personengesell-
schaften durchgeführt werden. In diesen Fäl-
len der Organschaft soll nach dem Entwurf 
des Gesetzes zur Änderung des Körperschaft-
steuergesetzes und anderer Gesetze (vgl. 
Drucksache 226/68) die steuerliche Belastung 
des Einkommens der Organgesellschaft künf-
tig dadurch etwas angehoben werden, daß sie 
annähernd der Steuerbelastung entspricht, die 
sich bei Ausschüttung des zugerechneten Ein-
kommens an die Gesellschaft ergäbe. Ein Teil 
der dadurch betroffenen Unternehmen wird 
möglicherweise bestrebt sein, die laufend an-
fallende höhere Steuerbelastung durch die 
Umwandlung des Organs auf den Organträ-
ger zu vermeiden. Im Hinblick auf den beson-
deren Ausnahmecharakter dieser Fälle wird 
es für vertretbar gehalten, solche Umwand-
lungen über das in den §§ 3 bis 13 vorgese-
hene Maß hinaus zu erleichtern. Hierbei wird 
insbesondere an die Stellungnahme des Bun-
desrates zum Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Körperschaftsteuergesetzes und 
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anderer Gesetze (vgl. Drucksache 226/68 - 
Beschluß -) und die dort zu Ziffern 1 und 2 
gegebene Begründung erinnert. 

Die Neufassung des § 20 Abs. 1 sieht deshalb 
vor, daß in den genannten Fällen der Teil 
des Übernahmegewinns, der als Gewinn aus 
der Veräußerung eines Teilbetriebes gilt, 
überhaupt nicht zur Ertragsbesteuerung her-
angezogen wird. 

4. Zu § 21 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, 
ob statt der vorgesehenen Herabsetzung der Ge-
sellschaftsteuer nicht ein Erlaß dieser Steuer er-
folgen solle. Ein solcher Erlaß würde der Zielset-
zung bei den anderen Steuerarten besser entspre-
chen. 
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Anlage 3 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

Der Bundesrat hat die Bundesregierung in seiner 
Stellungnahme zum Entwurf nines Gesetzes über 
Steuererleichterungen bei Änderung der Unterneh-
mensform gebeten, im weiteren Verlauf des Gesetz-
gebungsverfahrens einige vom Bundesrat näher be-
zeichnete Einzelfragen zu prüfen. Hierzu nimmt die 
Bundesregierung wie folgt Stellung: 

1. Prüfung der Frage, ob nicht auch den Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffent-
lichen Rechts, die gewerbliche Geschäfte betrei-
ben, die im Gesetzentwurf vorgesehenen Steuer-
erleichterungen eingeräumt werden sollten 

Hierbei dürfte in erster Linie an die Fälle ge-
dacht sein, in denen z. B. mehrere Anstalten des 
öffentlichen Rechts zu einer Einheit zusammen-
geschlossen werden. Gegen die Anwendung der 
im Entwurf vorgesehenen Regelung auch auf 
Fälle dieser Art bestehen keine grundsätzlichen 
Bedenken. Die Bundesregierung wird deshalb 
prüfen, ob und inwieweit der Entwurf im Laufe 
der parlamentarischen Beratungen entsprechend 
ergänzt werden soll. 

2. Prüfung der Frage, ob über die Regelung des 
§ 19 des Entwurfs hinaus die umsatzsteuerlichen 
Erleichterungen auch für die Umwandlung in eine 
Personengesellschaft oder für den Zusammen-
schluß von Personengesellschaften gewährt wer-
den sollte 

Die Bundesregierung wird im weiteren Verlauf 
des Gesetzgebungsverfahrens prüfen, ob die Re-
gelung in § 19 auf die Errichtung von Personen-
gesellschaften und den Zusammenschluß von 
Personengesellschaften ausgedehnt werden soll. 

3. Prüfung der Frage, ob § 20 Abs. 1 des Entwurfs 
in der Weise eingeschränkt werden soll, daß die 
nach der jetzigen Fassung vorgesehene befristete 
Freistellung des Übernahmegewinns nur gilt, 
wenn eine Organgesellschaft (§ 7 a KStG) auf 
einen Organträger umgewandelt wird, der eine 
natürliche Person oder eine Personengesellschaft 
ist 

Die vom Bundesrat zur Prüfung gestellte Fassung 
ist vor allem darauf abgestellt, das Prinzip der 
Doppelbelastung zu wahren und Mißbräuche zu 
verhüten. Die Fragestellung berücksichtigt jedoch 

nicht, daß es über den auch nach Ansicht des 
Bundesrates zu begünstigenden Fall hinaus noch 
weitere Fälle gibt, in denen die Umwandlung 
einer Kapitalgesellschaft auf ein Personenunter-
nehmen wirtschaftlich sinnvoll ist und für die 
damit auch steuerliche Erleichterungen gerecht-
fertigt sein können. Diese Fälle sind allerdings 
sehr unterschiedlich gelagert. Es wäre kaum 
möglich, sie sämtlich im Gesetz einzeln zu be-
zeichnen. Die Bundesregierung hält es daher für 
zweckmäßig, daß eine Regelung geschaffen wird, 
die es allen Unternehmen — soweit sie nicht 
von der Einschränkung des § 20 Abs. 2 des Ent-
wurfs betroffen sind — für eine bestimmte Zeit 
ermöglicht, ohne besondere Steuerbelastung eine 
den heutigen Gegebenheiten entsprechende 
Rechtsform zu wählen. Auf diese Weise würde 
z. B. auch für diejenigen Unternehmer eine an-
gemessene Lösung gefunden, die während der 
ersten Nachkriegsjahre im Hinblick auf eine 
relativ hohe Einkommensteuerbelastung die 
Rechtsform der Kapitalgesellschaft gewählt hat-
ten und während der Geltung des Umwandlungs-
steuergesetzes 1957 eine Umwandlung nicht 
durchgeführt haben. 

4. Prüfung der Frage, ob statt der vorgesehenen 
Herabsetzung der Gesellschaftsteuer (§ 21 des 
Entwurfs) ein Erlaß dieser Steuer erfolgen sollte 

Die Bundesregierung hat von der Sache her keine 
Bedenken gegen eine volle Befreiung von der Ge-
sellschaftsteuer. Sie weist jedoch darauf hin, daß 
nach der Richtlinie betreffend die indirekten 
Steuern auf die Ansammlung von Kapital, die 
sich mit der Harmonisierung der Gesellschaft-
steuer befaßt und voraussichtlich in Kürze ver-
abschiedet wird, eine völlige Freistellung von 
der Gesellschaftsteuer nicht ohne weiteres mög-
lich ist. Es wird vielmehr erforderlich sein, mit 
einer solchen Maßnahme die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu befassen, damit 
diese nach Artikel 102 EWG-Vertrag prüfen kann, 
ob die Befreiung die Wettbewerbsbedingungen 
auf dem Gemeinsamen Markt verfälscht und da-
durch eine Verzerrung hervorruft. Die Bundes-
regierung ist allerdings der Auffassung, daß 
eine nur vorübergehende Steuerbefreiung solche 
Wettbewerbsverzerrungen nicht bewirken würde. 


